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Vorwort 


Das  Thema  zur  vorliegenden  Arbeit  habe  ich  aus  rein  historischem 
Interesse  am  Problem  der  handelspolitischen  Unionen  in  den  ersten 
Tagen  des  gegenwärtigen  Krieges  gewählt,  zu  einer  Zeit  also,  da  der 
Idee  der  Zollunion  noch  keine  aktuelle  Bedeutung  zukam.  Erst  im 
weiteren  Verlaufe  des  Krieges,  als  man  zu  glauben  anfing,  nicht  nur  in 
der  hohen  Pohtik,  sondern  auch  in  der  Handelspolitik  werde  der  Krieg 
große  Umwälzungen  hervorrufen,  gewann  die  beinahe  schon  ,, histo- 
rische" Idee  der  Zollunion  neues  und  lebhaftes  Interesse.  Die  Anzahl 
der  Broschüren  und  Zeitungsartikel  wuchs  und  wächst  noch  gegenwärtig 
(Dezember  1916),  die  Presse  weiß  von  den  verschiedensten  Zusammen- 
künften und  Konferenzen  zu  berichten,  die  diese  Frage  behandeln.  In 
dem  Maße,  wie  sich  diese  Kundgebungen  mehrten,  steigerte  sich  natür- 
lich auch  mein  Interesse  für  die  historische  Erfassung  des  Problemes; 
durfte  ich  doch  hoffen,  durch  die  aktuelle  Lage  der  Dinge  die  historischen 
Begebenheiten  tiefer  verstehen  zu  lernen,  und  durch  die  historischen 
Erkenntnisse  die  gegenwärtigen  Bestrebungen  besser  würdigen  und  auf 
ihre  Verwirklichungsmöglichkeit  prüfen  zu  können. 

Selbstverständlich  ist  diese  wechselseitige  Anregung  nicht  so  zu 
verstehen,  als  hätte  ich  dem  gegenwärtigen  Agitations-  und  polemischen 
Material,  in  welcher  Form  es  auch  vor  die  ÖffentHchkeit  getreten  sein 
mag,  irgendwelchen  Einfluß  auf  den  streng  historischen  Charakter  dieser 
Arbeit  gestattet.  Erst  für  den  Schluß,  wo  wir  glaubten,  uns  das  Recht 
nehmen  zu  dürfen,  die  gegenwärtigen  Strömungen  aus  den  Ergebnissen 
der  historischen  Untersuchung  ihrer  Vorgänger  kritisch  zu  betrachten, 
wurde  dieses  neue  Material  berücksichtigt. 

Die  Handelspolitik,  wie  sie  sich  seit  dem  Merkantilismus  in  der 
Praxis  und  seit  Friedrich  List  in  der  Theorie  gestaltet  hat,  ist  von 
.der  cdlgemeinen  Politik  schwer  zu  trennen.  Wir  mußten  daher,  um  die 
historische  Entwicklung  der  ZoHunionsidee  zu  verstehen,  die  politischen 
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Momente,  die  Bosc^),  der  „Opportunität  halber"  (wie  sich  Schilder, 
der  deutsche  Übersetzer  seines  Werkes  ausdrückt)  ausschaltet,  aus- 
drücklich mitberücksichtigen.  Die  jeweilen  herrschenden  Strömungen 
der  Politik  und  Nationalökonomie  haben  die  Zollunionsbestrebungen 
fördernd  wie  hemmend  entscheidend  beeinflußt;  sie  mußten  daher  den 
Rahmen  für  unsere  Untersuchung  bilden,  und  wir  mußten  versuchen, 
die  Zollunionsidee  nicht  wie  unsere  Vorgänger  selbständig  für  sich, 
sondern  im  Zusammenhang  mit  der  jeweiligen  politischen  Situation  und 
mit  den  jeweils  herrschenden  wirtschaftspolitischen  Ideen  zu  erfassen. 

Demgemäß  stellen  sich  die  französische  Revolution  und  die  napoleo- 
nischen Kriege  auf  der  einen,  der  gegenwärtige  Krieg  auf  der  anderen 
Seite  sozusagen  als  die  äußeren  Grenzpfeiler  unserer  Untersuchung  dar, 
während  der  Hintergrund  unserer  Darstellung  durch  die  Entwicklung 
der  Nationalstaaten  und  Nationalwirtschaftsgebiete,  durch  den  Kampf 
zwischen  dem  Schutzzoll  und  Freihandel,  dem  Liberalismus  und  Pro- 
tektionismus, und  dem  entstehenden  Imperialismus  gebildet  wird. 

Die  historische  Beobachtung  zeigt,  daß  die  Zollunionsidee  nur  dort 
zur  Realität  werden  konnte,  wo  sie  mit  den  herrschenden  Ideen  und  den 
politisch-ökonomischen  Notwendigkeiten  im  Einklang  war.  So  mußte 
die  Kontinentalsperre,  die  von  einigen  Historikern  als  eine  Art  gewalt- 
samen Wirtschaftsbundes  des  Kontinents  gegen  England  angesehen  wird, 
scheitern,  weil  sie  ein  Produkt  der  kriegerisch-politischen  Stimmung 
war,  ohne  in  den  wirtschaftspolitischen  Tatsachen  und  Kräften  der  Zeit 
festgewurzelt  zu  sein.  Wenn  dagegen  die  Zollunionsidee  im  zweiten 
Drittel  des  XIX,  Jahrhunderts  zu  einer  lebendigen  Macht,  zu  emem 
Ferment  der  politisch-ökonomischen  Ideen  werden  konnte,  so  war  dies 
möglich,  weil  sie  in  eine  Zeit  fiel,  in  der  Deutschland,  Italien,  die  Schweiz 
sich  zu  Nationalstaaten  und  Nationalwirtschaftsgebieten  erweiterten 
und  konsolidierten,  und  der  ökonomische  Liberalismus  auf  dem  Kon- 
tinent in  seiner  Geltung  noch  nicht  erschüttert  war.  Mit  dem  Beginn 
der  protektionistischen  Tendenzen  und  der  politischen  Machtspannung 
in  der  Staatenwelt  wurde  dann  die  ihrer  Natur  nach  friedliche  Zoll- 
unionsidee abermals  erstickt.  Freihändler,  die  durch  den  erstaunlich 
rasch  zur  Herrschaft  gelangten  Protektionismus  ihr  Werk  und  ihr  wirt- 
schaftliches Weltbild  bedroht  sahen,  griffen,  die  Natur  des  modernen 
Imperialismus  verkennend,  zum  Zollunionsgedanken,  ohne  ihn  indessen 
durch  Petitionen  und  Kongreßdiskussionen  neubeleben  zu  können.  Er 

1)  Bosc,  Zollallianzen  und  Zollunionen,  deutsch  von  Schilder,  Berlin  1907.  Daä 
Werk  von  Bosc  ist  die  einzige  Monographie,  die  die  ZoUunionsliteratur  bis  jetzt  aufzuweisen  hat. 
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blieb  seit  den  70er  Jahren  auf  dem  Kontinent  und  seit  den  Siegen  der 
Liberalen  (1902,  1906,  1910)  auch  in  England  tot.  Nur  noch  in  den 
englischen  Kolonien,  wo  es  sich  —  so  im  Falle  Australiens  —  um  die 
Entstehung  und  Konsolidierung  national-politischer  Staaten  handelte, 
war  ihm  ein  Erfolg  beschieden.  Hier  war  aber  die  Zollunion  zu  gleicher 
Zeit  vom  Strome  der  national-politischen  und  einem  Komplexe  anderer 
psychologischen  Ideen  und  Stimmungen  mitgetragen. 

Es  sei  mir  noch  gestattet,  Herrn  Professor  Landmann  für  die 
Anregung  und  für  das  lebhafte  Interesse,  welches  er  der  Arbeit 
entgegenbrachte,  sowie  für  den  stets  gern  erteilten  Rat  auch  an  dieser 
Stelle  öffentlich  meinen  tiefsten  Dank  auszusprechen. 

Basel,  Weihnachten  1916. 
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Viertes  Kapitel. 

Weltpolitik  und  Imperialismus. 

A.  Übergangsperiode  zum  Imperialismus.   1892 — 1900. 

Man  hat  viel  darüber  gestritten,  ob  Bismarck,  wenn  er  am 
Ruder  geblieben  wäre,  die  autonome  Zollpolitik  aufgegeben  hätte.  Der- 
artige Fragen  zwingen  sich  dem  Wirtschaftshistoriker  in  viel  stärkerem 
Maße  auf,  als  dem  politischen.  Jedenfalls  hat  Bismarck,  so  oft  es 
sich  um  die  Entscheidung  zwischen  dem  Geist  der  Zeit  einerseits  und 
der  Person  andererseits  handelte,  sich  immer  auf  Seite  des  ersteren  ge- 
stellt. Die  Freihändler  freilich  pflegen  die  Schutzzollbewegung  der  Laune 
einzelner  Personen  (Bismarck,  Thiers)  zuzuschreiben,  anstatt 
diese  Bewegung  aus  großen  wirtschaftlichen  und  politischen  Ursachen 
zu  erfassen. 

Das  Bedürfnis  nach  Sicherung  des  nationalen  Absatzgebietes  hatte 
die  Schutzzollbewegung  getragen.  Nun  aber  wurde  der  eigene  nationale 
Markt  zu  eng;  gleichzeitig  waren  die  Absatzmärkte  der  anderen  Länder 
durch  Zolltarife  abgesperrt  worden,  oder  im  Begriffe  sich  abzusperren. 
,,Wir  sehen  überall  in  ganz  Europa  die  Schutzzollmauern  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  sich  erhöhen,  und  das  in  einem  Tempo,  welches  dem 
elektrischen  Zeitalter  nicht  ganz  unwürdig  ist  ^)."  Diese  allgemeine 
Abgesperrtheit  bewirkte  eine  ungeheure  Sättigung  jedes  nationalen 
Marktes,  und  so  führte  die  Handelskrise  von  1890,  zusammen  mit  der 
starken  Getreidepreissteigerung,  die  infolge  der  Mißernte  in  Mitteleuropa 
und  in  verschiedenen  Getreideexportländern  eingetreten  war,  vornehm- 
lich zum  Abschluß  der  mitteleuropäischen  Handelsverträge,  denen  der 
deutsch-russische  Handelsvertrag  und  die  Verträge  mit  den  Balkan- 
staaten folgten. 


1)  Einige  Betrachtungen  über  einen  mitteleuropäischen  Zollverein,  von  Dr.  Wemmert. 
Annalen  des  Deutschen  Reiches,  Jahrbuch  1886,  S.  943ff. 
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So  hat  denn  schon  Bismarck  zu  seiner  Regierungszeit,  Mitte 
der  8oer  Jahre,  den  sicheren  Boden  des  ,, saturierten"  Nationalstaates 
verlassen  und  sich,  wenn  auch  schüchtern,  in  die  Ferne  begeben,  d.  h. 
mit  der  kolonialen  Politik  begonnen.  In  der  Einleitung  zu  seinem  dritten 
Bande  ,, Bismarck  als  Volkswirt"  sagt  Poschinger:  ,,Die  deutsche 
Industrie  hat  aus  der  Sicherung  des  inländischen  Marktes  ein  solches 
Maß  von  Expansionskraft  erlangt,  daß  sie  mit  Macht  in  den  Wettbewerb 
der  anderen  Länder  eintritt." 

Schon  während  der  Schutzzollepoche  hatten  wir  Bestrebungen  nach 
Absatzmärkten  außerhalb  der  Nation  zu  verzeichnen ;  was  damals  durch 
die  Zollunion  nicht  zu  erlangen  gewesen  war,  wurde  jetzt  durch  das 
gelenkigere  Mittel  des  Handelsvertrages,  der  die  politische  Selbständig- 
keit der  Kontrahenten  unangetastet  läßt,  zu  erreichen  gesucht.  So  kam 
es,  statt  zu  einer  mitteleuropäischen  Zollunion,  zu  einem  mitteleuro- 
päischen Handelsvertragssystem,  in  welchem  der  junge  Nationalstaat 
Deutschland  die  Führung  übernahm.  Frankreich  entschloß  sich  damals, 
die  Kleinbauernwirtschaft  zu  schützen,  was  einem  Verzicht  auf  die 
expansive  industrielle  Entwicklung  und  auf  die  Führerrolle  in  der  Handels- 
politik gleichkam  und  die  Entwicklung  zum  Rentnerstaat  einleitete 
Deutschland  hingegen,  unterstützt  von  einem  starken  Aufschwung  der 
technischen  Wissenschaft,  wurde  in  ökonomischer  Beziehung  ein  zweites 
England.  Von  einer  englischen  Suprematie,  wie  sie  noch  in  der  Mitte 
des  Jahrhunderts  bestanden  hatte,  war  gar  keine  Rede  mehr;  ökonomisch 
übertrafen  die  kontinentalen  Staaten  ihr  Vorbild  in  mancher  Hinsicht. 
Besonders  Deutschland,  als  Führer  des  neuen  handelspolitischen  Kurses, 
stellte  —  den  ihm  vorschwebenden  ökonomischen  Zielen  entsprechend  — 
auch  die  Politik  in  der  gleichen  Richtung  ein;  hatte  es  in  der  früheren 
handelspolitischen  Periode  geheißen :  Politik  und  Ökonomie  sind  autonom, 
so  wurde  jetzt  die  Wirtschaftspolitik  mit  der  großen  Politik  innig  ver- 
bunden. Österreich-Ungarn,  Italien,  die  Schweiz  und  Belgien  schlössen 
sich  mit  Freuden  diesem  neuen  Kurse  an;  namentlich  für  so  ausge- 
sprochene Industrieexportstaaten  wie  die  Schweiz  und  Belgien  war  jede 
Erleichterung  des  Exportes  hocherwünscht.  Es  ist  daher  sehr  zu  be- 
greifen, wenn  der  Berichterstatter  über  die  belgische  Handelspolitik  2) 
sein  Referat  mit  den  Worten  schließt:  ,,Le  protectionisme  de  notre 
epoque  ne  peut  ressembler  au  protectionisme  du  XVII  siecle:  l'isolement 


1)  Vgl.  Bajkic,  „Die  französische  Handelspolitik",  Stuttgart  1904. 

2)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  51. 
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est  aussi  impossible  dans  le  monde  commerciaJ  aujourd'hui  que  dans 
le  monde  intellectuel." 

Die  deutsche  Regierung  (C  a  p  r  i  v  i)  motivierte  die  neue  Handels- 
politik wie  folgt:  „Der  Abschluß  neuer  internationaler  Handelsverträge 
mit  bloßer  Meistbegünstigung  ohne  Tariffestsetzung  würde  Deutschland 
zwar  die  Möglichkeit  belassen,  der  einheimischen  Produktion  den  eigenen 
Markt  durch  beliebige  Schutzzölle  zu  sichern,  für  die  Offenhal- 
tungderfürunserenExportunentbehrlichenAus- 
landmärkte  aber  nicht  die  geringste  Garantie  bieten.  Angesichts 
des  mit  der  zunehmenden  Steigerung  der  Produktion  und  ihrer  Hilfs- 
mittel immer  heftiger  gewordenen  Wettkampfes  aller  wirtschaftlich  fort- 
geschrittenen Staaten  ist  zwischen  diesen  ein  dauernder  Handelsverkehr 
nur  denkbar  in  der  Form  eines  rationellen  Austausches  von  Gütern,  und 
letzterer  setzt  wiederum  eine  gewisse  gegenseitigeBeschrän* 
kung  der  freien  Verfügung  auf  zolltarifischem  Gebiete  voraus^)." 

Man  sieht  aus  dieser  Erklärung,  wie  übrigens  aus  allen  parlamen- 
tarischen Debatten,  besonders  aus  den  Reden  des  Freiherrn  v  o  n  M  a  r  - 
schall,  wie  die  Industrie  und  die  Sorge  um  ihre  Absatzmärkte  der 
Stimulus  in  der  Richtungsänderung  der  Handelspolitik  und  nicht  zuletzt 
auch  in  der  Politik  war. 

Die  Handelsverträge  wurden  von  den  Majoritäten  in  allen  Paria 
menten  freudig  aufgenommen.  Der  Abschluß  wurde  sowohl  politisch 
als  ökonomisch  für  notwendig  erachtet.  Politisch,  meinte  der  Reichs- 
kanzler, gehe  es  nicht  an,  daß  sich  die  europäischen  Staaten  ,, gegen- 
seitig das  Blut  aussaugen",  —  es  sei  das  Interesse  Deutschlands,  die 
politisch  Verbündeten  wirtschaftlich  zu  stärken.  Auch  der  Abschluß 
des  Handelsvertrages  mit  der  Schweiz  und  Belgien  war  durch  politische 
Freundschaftsgründe  mitbestimmt  2).  Im  deutschen  Reichstag  gaben 
bei  Beratung  der  Handelsverträge  allerdings  vorwiegend  wirtschaftliche 
Interessen  den  Ausschlag;  parteipolitisch  bestand  die  annehmende 
Majorität  von  51  Stimmen  aus  den  Sozialdemokraten,  den  Freisinnigen, 
einem  Teil  der  Nationalliberalen,  des  Zentrums  und  der  Konservativen, 
—  also  meist  aus  den  am  Export  interessierten  Kreisen.  Man  ahnte 
aber  schon  die  starke  Opposition  der  Agrarkreise  gegen  die  Handels- 
verträge, die  sich  bald  zeigen  sollte,  und  so  versteht  man  die  Rede  des 


1)  Vgl.  Lötz,  S.  89. 

2)  Lötz,  ,,Die  Handelspolitik  des  Deutschen  Reiches  unter  Graf  Caprivi  und  Fürst 
Hohenlohe",  Schriften  des  V.  f.  Soz.-Pol.,  Bde.  50 — 52. 
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"deutschen  Kaisers,  in  welcher  er  seiner  Meinung  über  die  neuen  Handels- 
verträge folgenden  Ausdruck  gab  (zitiert  nach  Lötz):  ,,Mit  weitem 
pohtischem  BHck  hat  er  (der  Reichslanzker)  es  verstanden,  im  richtigen 
Augenblick  unser  Vaterland  vor  schweren  Gefahren  zu  behüten.  Es  ist 
selbstverständlich,  daß  einzelne  Interessenten  Opfer  bringen  müssen 
(Anspielung  auf  die  Agrarier),  damit  das  Wohl  des  Ganzen  vorwärts 
gebracht  werde.  Ich  glaube  aber,  daßdieTat,  die  durch  Einleitung 
und  Abschluß  der  Handelsverträge  für  alle  Mit-  und  Nachwelt  als  eines 
der  bedeutendsten  geschichtlichen  Ereignisse  dastehen  wird,  geradezu 
einerettendezunennenist...  Es  ist  uns  gelungen,  das 
Vaterland  in  diese  neuen  Bahnen  zu  lenken." 

Tatsächlich  waren  die  mitteleuropäischen  Handelsverträge  neue 
Bahnen  insofern,  als  sie  —  wenigstens  für  Deutschland  —  die  Übergangs- 
stufe zur  Weltpolitik  und  zum  Imperialismus  bildeten.  In  dieser  Epoche 
ist  es  Deutschland  gelungen,  überall  (besonders  nach  dem  deutsch- 
russischen  Handelsvertrag  1894)  seine  handelspolitische  Visitenkarte 
abzugeben  und  die  nötigen  Verbindungen  anzuknüpfen. 

Neue  Ideen  traten  zurzeit  nicht  auf.  Erst  gegen  Ende  des  Jahr- 
hunderts wurden  die  neuen  imperialistischen  Gedanken  zunächst  in 
Mitteleuropa  —  und  hier  wiederum  vor  allem  in  Deutschlnnd  —  for- 
muliert. 

B.  Zollunionsideen  dieser  Epoche. 

a)  Das  mitteleuropäische  Handelsvertragssystem. 

Einige  Schriftsteller  und  auch  Politiker  waren  geneigt,  in  den  mittel- 
europäischen Handelsverträgen  die  Verwirklichung  einer  mitteleuro- 
päischen Zollunion  oder  den  Beginn  einer  solchen  zu  sehen.  So  hatte  der 
verstorbene  Führer  der  deutschen  sozialdemokratischen  Fraktion  im 
Reichstag,  der  Abgeordnete  Singer,  ausgerufen,  diese  Verträge  be- 
deuteten die  Verwirklichung  der  ,, Vereinigten  Staaten  Europas".  Aber 
auch  viele  nationalökonomische  Schriftsteller,  wie  S  c  h  m  o  1 1  e  r  u.  a., 
erblickten  in  diesen  Verträgen  eine  Art  Zollunion.  Und  doch  waren  sie 
von  einer  solchen  im  vollen  Sinn  des  Wortes  weit  entfernt.  Daß  sie  einen 
großen  Fortschritt  in  der  Richtung  der  zollpolitischen  Freundschaft, 
daß  sie  einen  Schritt  zur  zollpolitischen  Geselligkeit  bedeuteten,  ist  außer 
Zweifel.  Aber  eine  Zollunion,  oder  auch  nur  die  Andeutung  einer  solchen, 
-waren  sie  unter  keinen  Umständen. 
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Werner  Sombart  hat  sich  in  S  c  h  m  o  1 1  e  r  s  Jahrbuch  ^) 
mit  diesen  illusionären  Ansichten  von  dem  Zoilunionscharakter  der 
Handelsverträge  der  90er  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  in  so  treffender 
Weise  auseinandergesetzt,  daß  er  hier  zitiert  werden  muß,  wenn  wir  auch 
die  Entstehung  der  Zollunionspläne  etwas  tiefer  fassen  möchten,  als 
Sombart  es  tut. 

In  seinem  Aufsatz  polemisiert  Sombart  entschieden  gegen  die 
Ansicht,  daß  die  mitteleuropäischen  Handelsverträge  die  materielle 
Grundlage  für  einen  mitteleuropäischen  Wirtschaftskörper  oder  ZoUbund 
bildeten.  Durch  die  Meistbegünstigung  hätten  ja  alle  außerhalb  dieses 
mitteleuropäischen  Vertragsnetzes  meistbegünstigten  Nationen  (Frank- 
reich, Nordamerika,  Großbritannien,  Schweden,  Norwegen,  die  Nieder- 
lande usw.)  diese  vereinbarten  Tarifsätze  ohne  weiteres  zu  genießen. 
,,Es  hat  deshalb  auch  gar  keinen  Sinn,  wie  es  oft  geschieht,  die  Ein- 
wohnerzahl der  fünf  vertragschließenden  Staaten  zu  addieren  und  sie 
als  einen  gemeinsamen,  durch  die  Verträge  neugeschaffenen  Kon- 
sumenten kreiszufeiern"  S.  234).  ,,Es  ist  ein  beliebtes  Schema 
für  handelspolitische  Pro  jektenm  acher  geworden, 
neben  die  großen  in  unserem  Jahrhundert  sich  bildenden  Wirtschafts- 
gebiete: Rußland,  Pan- Amerika,  Greater  Britain,  Australien,  China  — 
ein  räumlich  adäquates  Territorium  zu  konstruieren,  das  aus  den  west- 
europäischen Kulturnationen,  außer  England,  zusammengesetzt  werden 
soll."  —  Sombart  zeigt  dann,  wie  unangebracht  es  sei,  von  einem 
Zollbund  zu  sprechen;  gerade  die  Verhandlungen  zu  den  Handelsver- 
trägen haben  bewiesen,  daß  es  mit  einem  solchen  Zollbunde  noch  gute 
Wege  habe  2).  —  ,, Deutschlands  Handel  wird  immer  ausgedehnter,  er 
überschreitet  die  Grenzen  Mitteleuropas";  doch  auch  Rußland  und 
Amerika  seien  schon  zu  stark  in  das  Netz  der  Weltwirtschaft  verflochten,, 
um  sich  irgendwie  abschließen  zu  können;  ,,daß  aber  England  im  Begriff 
stehen  soll,  nicht  nur  mit  seinem  gewaltigen  Kolonialreich  sich  wirtschaft- 
lich enger  zusammenzuschließen,  sondern  auch  gleich  durch  hohe  Schutz- 
zölle sich  gegen  die  übrige  Welt  abzusperren,  dürfte  auch  nicht  viel  mehr 
als  die  Ausgeburt  des  überhitzten  Gehirns  eines  fantasie vollen  Ängst- 
lings  sein,  der  über  dem  Studium  der  europäischen  Zolltarife  die  Fühlung 


1)  Jahrgang  1892,  „Die  neuen  Handelsverträge,  insbesondere  Deutschlands". 

^)  Vgl.  auch  Wuttke,  „Der  deutsch-österreichische  Handelsvertrag  vom  6.  März  1890", 
S.  435:  „Die  Vorbereitungen  in  Deutschland  zu  dem  Handelsvertrag  gingen  geheim  vor  sich,, 
am  Reibungen  der  Interessenten  zu  vermeiden." 


—   79  — 


mit  der  Gestaltung  und  dem  Bedürfnis  des  Weltmarktes  verloren  hat" 
(S.  279). 

Die  mitteleuropäischen  Handelsverträge,  deren  Zustandekommen 
schon  solch  ungeheure  Mühe  kostete,  waren  aber  auch  darum  keine  Zoll- 
unionen mit  den  verbundenen  Staaten,  weil  sie  einseitig  —  was  be- 
sonders Deutschland  anbelangt  —  ganz  andere  Ziele  ins  Auge  faßten, 
nämlich:  das  Auftreten  auf  der  Bühne  der  Weltpolitik  und  Weltwirt- 
schaft; daher  die  These:  politische  und  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
dürfen  nicht  scharf  getrennt  werden.  —  Dieser  Gedanke  wurde  be- 
sonders beim  Abschluß  des  deutsch-russischen  Handelsvertrages,  gegen 
den  Willen  der  Agrarier,  die  eine  nur  ,, nationale"  Politik  treiben  wollten, 
betont.  Ja,  der  deutsche  Kaiser  soll,  nach  Aussagen  des  verstorbenen 
Ministers  Witte,  sich  persönlich  eingemischt  haben,  um  den  Ver- 
trag zustande  zu  bringen 

b)  Die  Agrarier  als  Träger  der  Zollunionsidee. 

Die  Opposition  der  Agrarier  gegen  die  Handelsverträge  verschärfte 
sich  zum  Teil  noch  durch  das  rasche  Sinken  der  Getreidepreise.  Zum 
Ausdruck  kam  dieser  Unwille  in  der  Gründung  des  ,, Bundes  der  Land- 
wirte" (1893).  Mit  Rußland  brach  ein  Zollkrieg  aus,  der  von  dieser 
Opposition  unterstützt  wurde;  da  aber  außer  dem  russischen  auch  un- 
garisches Getreide  nach  Deutschland  eingeführt  wurde,  so  hieß  es:  ,,Wir 
müssen  den  Handelsvertrag  mit  Österreich  zerreißen,  und  wenn  es  mit 
dem  Schwert  in  der  Faust  sein  muß  ^)."  —  Den  allgemeinen  Gemüts- 
zustand der  deutschen  Agrarier  schildert  der  schweizerische  Gesandte 
in  einem  Brief  nach  Hause  folgenderweise:  ,,Um  die  gegenwärtige  Si- 
tuation im  Innern  sind  C  a  p  r  i  v  i  und  Marschall  nicht  zu  beneiden. 
Die  Konservativen  bzw.  Agrarier  benehmen  sich  der  Handelspolitik  der 
Regierung  wegen  wie  toll,  und  es  ist  noch  keineswegs  gesagt,  daß  der  in 
Sicht  stehende  Vertrag  mit  Rußland  vom  Reichstag  angenommen  wird. 
Die  Agrarier  regalieren  die  öffentliche  Meinung  ausschließlich  mit  Schlag- 
wörtern und  waren  neulich  im  Reichstag  nicht  imstande,  auch  nur  einige 
ihrer  Behauptungen  mit  statistischem  Material  zu  bekräftigen,  während 
Marschall  für  alles  untrügliche  Beweise  beibrachte  ^)."  —  Für  die 


^)  Vgl.  Human:  „Der  deutsch-russische  Handelsvertrag  vom  Jahre  1894",  Leipzig  1900. 

2)  Kreuz-Zeitung  vom  24.  November  1893,  zitiert  bei  Schmidt,  S.  195. 

3)  Schmidt,  S.  195. 


—   8o  — 


deutschen  Agrarier  war  die  Politik,  die  gerade  jetzt  von  M  e  1  i  n  e  irE 
Frankreich  inauguriert  wurde,  das  Ideal  einer  Handelspolitik  i).  —  Wir 
wissen,  daß  diese  Politik  den  Verzicht  auf  den  Weltmarkt  bedeutete; 
man  wollte  zu  allererst  den  nationalen  Markt  vor  der  ausländischen 
Konkurrenz  schützen  ^)  und  war  daher  gegen  die  Handelsvertragspolitik. 
Die  gleiche  Tendenz  zeigten  die  deutschen  Agrarier  besonders  stark  bei 
den  Verhandlungen  über  die  Handelsverträge  mit  den  Balkanstaaten 
(Rumänien),  und  viel  ausgesprochener  noch  beim  Abschluß  des  Handels- 
vertrages mit  Rußland,  der  erst  nach  einem  heftigen  Zollkrieg  erfolgte. 
„Die  konservativen  Gegner  eines  Handelsvertrages  mit  Rußland  über- 
boten sich  förmlich,  der  Regierung  über  das  von  ihr  geforderte  Maß 
hinaus  Vollmachten  zu  Kampf zöUen  zu  geben"  (Lötz).  Aber  es  kam 
doch  zum  Vertrag,  weil  die  auf  den  Abschluß  desselben  drängenden 
Interessen  (die  deutsche  Industrie,  Schiffahrt,  Handel  und  Finanz- 
politik) überwogen.  Der  Abschluß  dieser  deutschen  Handelsverträge 
wurde  der  deutschen  Diplomatie  sehr  hoch  angerechnet,  als  ,,ein  Meister- 
stück diplomatischer  Kunst"  (M  a  1 1  e  k  o  v  i  t  s),  und  Freiherr  von 
Stumm,  ein  Vertreter  der  Großindustrie,  dankte  im  Reichstag  dem 
Reichskanzler  C  a  p  r  i  v  i  für  ,,den  Abschluß  dieses  großen  Werkes". 
Ganz  anderer  Meinung  waren  die  deutschen  Agrarier.  Im  Reichstag 
erklärte  Graf  vonMirbach,  man  könne  in  anderen  Ländern  Ersatz 
für  alle  russischen  Produkte  finden:  ,,Wir  brauchen  von  Rußland  außer 
Kaviar  und  ähnlichen  Dingen  nichts,  das  ist  festgestellt^)." 
Auch  politisch  sei  dieser  Vertrag  nicht  zu  rechtfertigen.  Wenn  man 
überhaupt  politische  Erwägungen  mit  den  Han- 
delsverträgen vermischen  wolle  —  was  er  für  ver- 
fehlt halte  —  so  sei  es  unrichtig,  Rußland,  den  Gegner  des  Drei- 
bundes, zu  stärken  (wir  erkennen  hier  die  Auffassung  der  vorhergegan- 
genen Epoche) ;  ferner  meinte  Graf  von  Mirbach,  die  Industrie 
täusche  sich  auch  stark,  wenn  sie  sich  goldene  Berge  verspreche;  der 
industrielle  Export  nach  Rußland  werde  mit  der  Zunahme  der  russischen 
Industrie  in  wenigen  Jahren  sinken,  —  eine  Voraussetzung,  die,  wie  die 
spätere  Entwicklung  zeigte,  nicht  zutraf.  Ein  anderer  Konservativer, 
der  Chef-Redakteur  der  Kreuzzeitung,  Freiherr  vonHammerstein, 
bezeichnete  den  Handelsvertrag  mit  Rußland  als  eine  nationale 
Katastrophe:  der  russische  Vertrag  sei  ein  Leichenstein,  auf  dessen 


^)  Vgl.  Rausch,  „Französische  Handelspolitik",  Leipzig  1900,  S.  205 ff. 
^)  Bajkic,  ,,Die  französische  Handelspolitik",  Berlin  1904,  S.  443ff. 
^)  Lütz,  S.  124. 
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einer  Seite  die  Inschrift  gleich  gesetzt  werden  könne:  „Hier  wurde  die 
deutsche  Landwirtschaft  zu  Grabe  getragen";  die  andere  Seite  des 
Leichensteines  werde  eine  Zeitlang  frei  bleiben,  dann  werde  man  darauf 
schreiben:  „und  die  deutsche  Industrie  folgte  ihr  nach".  Diese  Art  der 
Argumentierung  zeigt  jedenfalls,  wie  sehr  die  Landwirtschaft  der  un- 
zufriedene Teil  in  dieser  handelspolitischen  Epoche  war. 

Die  Unzufriedenheit  der  landwirtschaftlichen  Kreise  beschränkte 
sich  indessen  nicht  lokal  auf  Deutschland.  In  der  Schweiz  wird  die  Land- 
wirtschaft zum  dominierenden  Faktor  in  der  handelspolitischen  Be- 
wegung (Gründung  des  Bauembundes).  In  Frankreich  ist  sie  die  Führerin 
der  neuen  schutzzöUnerischen  Bewegung,  der  sich  fast  alle  Parteien  an- 
schlössen, wobei  die  Sozialisten  im  großen  und  ganzen  keine  besondere 
Ausnahme  machten  Ein  Redner,  Professor  der  Nationalökonomie 
aus  der  hberalen  Schule,  der  gegen  den  Schutzzoll  sprach,  wurde  fort- 
während in  der  Kammer  unterbrochen,  und  als  er  sagte,  daß  der  Schutz- 
zoll zum  Ruin  führe,  verlangte  man  vom  Kammerpräsidenten  den 
Ordnungsruf. 

Auf  den  internationalen  landwirtschaftlichen  Kongressen  war  es, 
wo  die  Unzufriedenheit  der  Landwirtschaft  klar  zutage  trat  und  wo  auch 
der  Vorschlag  einer  Zollunion  zur  Abhilfe  gegen  die  überseeischen  Kon- 
kurrenten auftauchte.  Noch  auf  dem  internationalen  landwirtschaftlichen 
Kongreß  vom  Jahre  1885  war  die  Idee  einer  mitteleuropäischen  Zoll- 
union von  vornherein  aufgegeben  worden.  Dies  änderte  sich  allmählich. 
Zwar  lehnte  auf  dem  Kongreß  von  1895  der  Hauptreferent  der  Tagung, 
Prof.  G  a  1 ,  die  Zollunionsidee  ab  und  schlug  eine  Reihe  von  Mitteln  vor, 
welche  die  Produktivität  der  europäischen  Landwirtschaft  heben  und 
dadurch  ihre  Konkurrenzfähigkeit  gegenüber  der  überseeischen  steigern 
soUten,  also:  Maßregeln  progressiver  Natur  im  Rahmen  des  einzelnen 
Staates;  noch  eine  andere  Richtung  kam  auf  diesem  Kongreß  zum  Aus- 
druck, die  ebenso  innerhalb  des  nationalen  oder  staatlichen  Rahmens 
bleiben  wollte,  jedoch  unter  der  Parole:  Rückwärts,  rückswärts,  Don 
Rodrigo;  es  erschienen  in  bunter  Ideenfolge  der  Bimetallismus,  der 
Kampf  gegen  die  Kartelle,  gegen  den  Terminhandel,  gegen  die  Börse,  — 
bis  man  schließlich  glücklich  zur  Forderung  von  hohen,  nationalen  land- 
wirtschaftHchen  Zöllen  gelangte.  Diese  letzte  Forderung  wurde  auch 
auf  die  folgenden  internationalen  Kongresse  der  Landwirtschaft  hinüber- 
genommen, aber  zu  diesem  Minimalprogramm  noch  das  Programm- 


1)  Vgl.  Bajkic,  S.  447«. 
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„maximum"  hinzugefügt,  indem  man  in  die  Resolution  folgenden  Passus 
aufnehmen  ließ:  „Zum  Zwecke  der  Beschränkung  der  Konkurrenz  der 
transozeanischen  Länder  wäre  eine  Zollunion  zwischen  den 
mitteleuropäischen  Staaten  zu  bilden  und  ein  differen- 
zielles  Verfahren  festzustellen  ^)."  An  die  Möglichkeit,  diesen  Plan  in 
die  Tat  umzusetzen,  glaubten  die  Initianten  selbst  nicht;  so  äußerte  sich 
der  obenerwähnte  Prof.  G  a  1  ,  in  seinem  Referat  in  bezug  auf  die  Idee 
einer  mitteleuropäischen  Zollunion  u.  a.:  Selbstverständlich  billige  ich 
die  Grundidee  einer  Zollvereinbarung  ^)  aller  mitteleuro- 
päischenStaaten;  allein,  diese  Vereinbarung  in  einem  Zollbunde, 
welcher  eine  gemeinsame  Zollgesetzgebung  und  gemeinsame  Zollannahme 
besäße,  das  scheint  mir  bei  allem  Drucke  der  überseeischen 
Konkurrenzunausführbar.  Daß  ein  Staat  der  Selbständig- 
keit seiner  Zollgesetzgebung  entsage,  oder  daß  die  Zolleinnahmen, 
auf  welche  ja  jeder  Staat  in  hohem  Maße  angewiesen  ist,  sich  auf  Grund 
eines  gerechten  Schlüssels  adrepartieren  ließen,  das  alles  erscheint 
mirderar tunmöglich,  daßich  über  dasZollbündnis, 
wenn  dasselbe  sich  nur  in  der  Form  einer  Zollunion  herstellen  ließe, 
auch  nicht  ein  einziges  Wort  verlieren  würde."  Da- 
gegen schlägt  er  ein  System  von  Handelsverträgen  zwischen  den  euro- 
päischen Staaten  vor,  mit  differenzierten  Zöllen  untereinander  und  mit 
gemeinsamen  — ■  und  zwar  recht  hohen  —  Zöllen  gegenüber  Rußland, 
Amerika  und  England ;  auch  die  orientalischen  Staaten  sollten  in  diesen 
Bund  einbezogen  werden,  indem  ihnen  staatliche  Unterstützung  zur 
,, langsamen  Entwicklung  ihrer  Industrie"  gewährt  werden  sollte.  Gerade 
hierin  zeigt  sich  die  Haltlosigkeit  der  ganzen  Debatte;  denn  die  Auf- 
roUung  der  Balkanfragen  bedeutete  Anrufung  des  Kriegsgottes,  der  aber 
damals  noch  unerwünscht  war,  —  stiegen  doch  im  Hintergrunde  schon 
die  ostasiatischen  Probleme  auf. 

Der  folgende  internationale  landwirtschaftliche  Kongreß  (1896)  in 
Budapest  warf  die  Zollunionsidee  von  neuem  auf;  wir  treffen  dort  die 
alten  Zollunionsfreunde  Molinari  und  Matlekovits.  Haupt- 
sächlich M  o  1  i  n  a  r  i  brachte  die  Frage  zur  Diskussion ;  für  ihn,  vom 
Standpunkte  des  reinen  Freihandelsprinzipes,  das  ja  die  Wirklichkeit 
nicht  hoch  einschätzte,  war  die  Idee  höchst  einfach.  Anders  für  M  a  1 1  e  - 


^)  Matlekovits,  „Die  handelspolitischen  Interessen  Ungarns",  Schriften  des  V.  f. 
Soz.-Pol.,  Bd.  93,  S.  20. 

-)  Ein  ziemlich  vorsichtiger  Ausdruck ;  heute  sprechen  übrigens  die  Agrarier  nicht  mehr 
von    Vereinbarung",  sondern  von  ,, Annäherung". 
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k  o  V  i  t  s  ,  der  im  Verwaltungsdienste  stand  und  daher  die  hart  im  Raum 
stoßenden  Interessen  zu  spüren  die  Möglichkeit  hatte;  über  seinen  „modi- 
fizierten" Standpunkt  berichtet  er  selbst  in  folgender  Weise  i):  „Die 
Frage  der  Zollunion,  durch  welche  die  Getreideproduktion  gegenüber 
der  transozeanischen  Konkurrenz  geschützt  werden  könnte,  ist  durch 
die  Einführung  von  Agrarzöllen  in  Frankreich  und  Deutschland  einst- 
weilen in  ein  Stadium  gelangt,  in  welchem  das  Zustandekommen  der- 
selben nicht  wahrscheinlich  ist.  Zur  Verwirklichung  einer  mitteleuro- 
päischen Zollunion  ist  die  Kraft  der  Agrarinteressen  einstweilen  zu 
schwach.  Die  Frage  wird  dann  zeitgemäß  werden,  sobald  das  System, 
welches  seit  Jahren  in  Großbritannien  besprochen  wird,  die  Erweiterung 
Großbritanniens  zu  einem  größeren  Britannien  tatsächlich  zur 
Durchführung  gelangt.  Kommt  Größerbritannien  zustande,  macht  Eng- 
land mit  seinen  Kolonien  eine  derartige  Zollunion,  infolge  deren  Groß- 
britannien wesentlich  günstiger  von  den  Kolonien  behandelt  wird,  als 
die  übrigen  Staaten,  und  umgekehrt :  würde  die  Einfuhr  aus  den  übrigen 
europäischen  Ländern  nach  England  ungünstiger  gestellt  als  diejenige 
aus  den  Kolonien,  dann  wären  die  europäischen  Staaten  gezwungen, 
sich  zu  verteidigen  und  ebenfalls  einen  Zollbund  gegen  Großbritannien 
zu  gestalten."  —  Aus  diesen  Deduktionen  von  Matlekovits  sind 
zwei  Gesichtspunkte  hervorzuheben:  zunächst,  daß  die  Interessen  der 
Landwirtschaft  allein  nicht  in  der  Lage  sind,  die  Zollunion  zustande  zu 
bringen  —  es  müssen  Bundesgenossen  hinzukommen;  ferner,  daß  die 
ganze  Zollunionsfrage  mit  Recht  aus  der  Isoliertheit,  wir  möchten  sagen, 
aus  der  geographischen  Isoliertheit  Mitteleuropas  emporgehoben  und  in 
Zusammenhang  mit  den  anderen  Zollunionsplänen  —  die,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  ebenso  in  der  Luft  schwebten  —  gebracht  wird.  Matle- 
kovits gibt  also  von  der  Ausführbarkeit  der  Zollunion  ein  ziemlich 
melancholisches  Bild :  es  müssen  zunächst  die  Gegensätze  im  Innern  — 
zwischen  den  einzelnen  Erwerbsgruppen  —  und  dann  aufwärts  zwischen 
den  verschiedenen  Nationen  überbrückt  werden. 

Auf  der  gleichen  Tagung  meinte  der  Führer  der  ungarischen  Agrarier, 
Graf  Karolyi:  ,,Die  Idee  einer  europäischen  Zolleinigung  wurde 
wiederholt  behandelt,  nichtsdestoweniger  aber  bis  jetzt  nicht  durch- 
gesetzt, und  es  ist  gewiß;  solange  die  einzelnen  Nationen  mit  der  jetzigen 
Rivalität  sich  bekämpfen,  wird  dieselbe  nicht  gedeihen  und  zur  Reife 
gelangen  können."   Auch  Karolyi  kommt  mit  dem  Vorschlag  eines 


»)  Matlekovits,  S.  27«. 
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DifferenzialzoUsystems,  durch  welches  die  eigenthche  Zollunion  vor- 
bereitet werden  würde"  .  .  .  „Allein,  es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  bei 
der  gegenwärtigen  Lage,  wo  in  zollpolitischer  Hinsicht  der  Krieg  aller 
gegen  alle  herrscht,  Zollverträge  mit  Differenzialzöllen  überhaupt  nicht 
durchführbar  sind."  — •  Da  also  auch  dies  unmöglich  ist,  wäre  —  nach 
Meinung  Karolyis  —  die  Außerkraftsetzung  der  Meistbegünstigungs- 
klausel notwendig,  so  daß  jede  Nation  nach  ihrem  Bedürfnisse  autonom 
die  Zolltarife  festsetzen  könnte;  jedoch  sollte  dies  in  der  Weise  geschehen, 
daß  DifferenzialzöUe  angewendet  werden  dürften,  je  nachdem  das  be- 
treffende Provenienzland  mit  größeren  oder  kleineren  Produktionskosten 
arbeitet.  „Obwohl  meine  Hoffnungen,  betreffend  des  Zustandekommens 
der  mitteleuropäischen  Zollunion  nicht  beruhigender  Natur  sind,  so 
glaube  ich  dennoch,  daß  es  die  Pflicht  derjenigen  ist,  die  der  Überzeugung 
sind,  daß  die  europäischen  Nationen  die  Solidarität  ihrer  Interessen  mehr 
und  mehr  zu  entwickeln  haben,  auch  in  dieser  Richtung  zu  wirken  und 
die  Idee  des  Zollbundes  zu  fördern." 

Wenn  die  Befürworter  einer  Idee  fortwährend  sich  selbst  unter- 
brechen, um  über  die  Unausführbarkeit  derselben  zu  klagen,  ist  diese 
Idee  von  vornherein  ein  totes  Kind.  Bezeichnend  ist  aber  auch  die  Kon- 
statierung, daß  hinsichtlich  der  zollpolitischen  Lage  „ein  Krieg  aller 
gegen  alle"  herrsche,  welche  Tatsache  man  beklagt,  um  im  gleichen 
Atemzug  die  Abschaffung  der  Meistbegünstigungsklausel  zu  postulieren, 
d.  h.  für  Verschärfung  dieses  Krieges  einzutreten.  Und  dieser  ganze 
Saltomortale  der  Logik  zu  dem  Zwecke,  daß  jede  Nation  autonom  Diffe- 
renzialzöUe nach  ihrem  Belieben  in  jedem  Augenblick  aufstellen  könnte, 
■ —  ein  schöner  handelspolitischer  Friedenszustand!  Übrigens  ist  den 
Agrariern  charakteristischerweise  die  Bindung  durch  Handelsverträge 
auf  längere  Zeit  (12  Jahre)  unangenehm,  während  sie  bekanntlich  von 
der  Industrie  und  dem  Handel  sehr  hoch  geschätzt  wird.  Wieso  sich 
aber,  bei  einer  solchen  Scheu  vor  Bindung,  die  Agrarier  zu  einer  Zollunion 
—  wenn  auch  lucht  im  vollen  Sinne  —  hergeben  könnten,  ist  ein  Rätsel; 
ihre  ganze  Weisheit  ging  auf  eine  Handelspolitik  aus,  die  einzig 
die  Landwirtschaft  als  den  Kardinalfaktor  in  der  Volkswirtschaft  an- 
erkennen sollte,  —  wie  es  s.  Z.  in  Frankreich  durch  den  M  e  1  i  n  e  - 
Vertrag  geschah.  Man  könnte  meinen,  daß  Mitteleuropa  damals  (in  den 
90er  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts)  nur  aus  Bauernhöfen  bestanden 
hätte,  daß  weder  Fabriken  noch  Reedereien  noch  ein  nennenswerter 
Handel  zu  verzeichnen  gewesen  wäre. 

Auf  dem  gleichen  Kongreß  hat  dann  ein  Redner,  Dr.  Popp,  diese 
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ganze  Zollunionskomödie  in  gedämpfteres  Licht  gerückt  i).  Er  hielt  den 
Plan  einer  Zollunion  weder  für  zweckmäßig  noch  für  durchführbar. 
Seiner  Meinung  nach  kann  eine  Zollunion  folgerichtig  nur  zwischen 
Ländern  gedacht  werden,  die  ihren  landwirtschaftlichen  oder  indu- 
striellen Bedarf  voll  zu  decken  imstande  sind,  so  daß  die  Union  weder 
auf  einen  namhaften  Export  noch  auf  einen  größeren  Import  angewiesen 
wäre.  ,,Ist  die  Union  aber  entweder  auf  größeren  Import  oder  auf 
größeren  Export  angewiesen,  so  ist  sie  in  derselben  Lage  wie  jedes  andere 
nicht  zollvereinte  Land,  das  sich  schützen  muß."  —  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  müsse  vor  allem  in  Betracht  gezogen  werden,  welche  Staaten 
die  Union  bilden  könnten.  Die  großen  Exportländer  von  landwirtschaft- 
lichen Produkten  müßten  natürlich  aus  der  Union  ausgeschlossen  werden, 
denn  gegen  dieselben  werde  ja  eben  der  Schutz  der  Union  begehrt;  aber 
auch  England  müßte  ausgeschlossen  werden,  weil  dasselbe  infolge  der 
Entwicklung  seiner  Industrie  nicht  Mitglied  der  Union  sein  könnte. 
Die  vorgenannte  Voraussetzung  fehle  eben :  ,,Die  in  Betracht  kommenden 
Länder  sind  auf  einen  Import  von  51%  Millionen  Doppelzentner  Weizen 
jährlich  angewiesen.  Dies  bedeutet  aber  soviel,  daß  die  Agrarproduktion 
der  außerhalb  der  Union  stehenden  Staaten  vom  Unionsgebiete  nicht 
ausgeschlossen  werden  kann,  oder  daß  die  Union  mit  Hilfe  von  Zöllen 
sich  ebenso  und  mit  dem  gleichen  Erfolg  schützen  müßte,  wie  sich  heute 
die  Staaten,  die  sich  um  die  Zollunion  scharen  könnten,  vereinzelt 
schützen.  Andererseits  dürfe  nicht  vergessen  werden, 
daß  die  Union  auf  einen  großen  Export  von  In- 
dustrieartikeln angewiesen  wäre;  wohin  könnte  sie  aber 
dieselben  führen?  Doch  keinesfalls  in  jene  Länder,  vor  deren  Import 
sie  sich  schützt,  —  was  hinwieder  zur  Folge  hätte,  daß  England  ganz  den 
Industrieabsatzmarkt  der  Agrikulturstaaten  okkupieren  und  dagegen 
die  landwirtschaftlichen  Produkte  dieser  Staaten  aufnehmen  würde."  — - 
Nachdem  der  Redner  so  die  außerhalb  und  innerhalb  der  Landwirtschaft 
liegenden  Momente  und  Interessen  in  Betracht  gezogen,  kommt  er  zu 
folgendem  Resultat:  ,,Ich  halte  das  Projekt  der  Zollunion  für  nicht  aus- 
führbar. Die  Frage  der  Konsumsteuem  steht  ihm  hindernd  im  Wege, 
ferner  der  Sprit-undZuckerexport,  nicht  minderdie 
verschiedenen  landwirtschaftlichen  Interessen 
der  die  Union  bildenden  Staaten,  und  endlich  die  Inter- 
essen des  Industrieschutzes.    Alles  dies  sind  Hindernisse,  die  zu  be- 


1)  Matlekovitz,  S,  28. 
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kämpfen  sind,  aber  es  lohnt  sich  kaum  der  Mühe,  dieselben  jenen  pro- 
blematischen Argumenten  zuliebe  zu  beseitigen,  mit 
welchen  die  Freunde  der  Zollunion  uns  vertrösten."  —  Daß  die  Interessen 
der  Landwirtschaft  in  Europa  gegenüber  der  überseeischen  Konkurrenz 
nicht  so  solidarisch  waren,  wie  es  die  agrarischen  Zollunionsfreunde 
hinstellten,  zeigt  die  Tatsache,  daß  auf  demselben  internationalen 
Kongreß  die  russischen  Delegierten  lebhaft  gegen  den  Plan  einer  Zoll- 
union protestierten.  Hinzugefügt  mag  noch  werden,  daß  ebenfalls  dort 
Prof.  L  e  X  i  s  den  europäischen  Zollverein  als  sehr  wünschbar,  aber 
fast  unrealisierbar  erklärte 

Wie  sehr  die  Landwirtschaft  bis  Ende  der  90er  Jahre  des  XIX.  Jahr- 
hunderts Trägerin  des  Zollunionsgedankens  war,  zeigt  das  Drängen  der 
landwirtschaftlichen  Kreise  nach  einer  gegen  Südamerika  gerichteten 
Zollunion.  Das  Signal  dazu  gab  Argentinien,  das,  um  sich  nach  dem 
erfolglosen  Staatsbankerott  und  den  inneren  Wirren  zu  erholen,  zu  posi- 
tiven Reformen  griff:  Eisenbahnen  wurden  gebaut,  der  landwirtschaft- 
liche Boden  urbar  gemacht  u.  a.  m.  Als  Folge  dieser  Maßregeln  erschien 
argentinischer  Weizen  auf  den  europäischen  Märkten;  zu  gleicher  Zeit 
begann  Argentinien  die  Zölle  auf  Industrieprodukte  zu  erhöhen,  um  die 
Staatseinnahmen  zu  steigern.  Mit  anderen  Worten,  Argentinien  tat 
dasselbe  wie  die  Länder  in  Europa.  Mit  dieser  harten  Tatsache  fanden 
die  übrigen  Erwerbskreise  sich  ab;  nicht  so  die  europäischen  Agrarier: 
Im  März  1895  stellten  die  deutschen  Agrarier  im  Reichstag  den  Antrag 
auf  Kündigung  des  Handelsvertrages  mit  Argentinien.  Dieser  Antrag 
wurde  vom  Staatssekretär  v.  Marschall  bekämpft,  indem  er  auf  die 
Folgen  eines  solchen  Schrittes  hinwies.  Er  wurde  darin  von  den  Ver- 
tretern des  Handels,  der  Industrie  und  der  Reederei  unterstützt.  Dennoch 
gelangte  der  Antrag  an  eine  Kommission.  Diese  Kom.missionsverhand- 
lungen  sind  äußerst  interessant  und  wir  geben  sie  daher  auszugsweise 
nach  F  r  a  n  c  k  e  (S.  216  ff.)  wieder.  Zunächst  wurde  verlangt:  ,, Kün- 
digung aller  Meistbegünstigungsverträge  mit  Staaten,  zu  denen  .unsere 
Beziehungen  in  gleicher  Weise  sich  ungünstig  gestalten",  und  der  Reichs- 
kanzler wurde  ersucht,  ,,die  Verständigung  mit  den  übrigen 
europäischen  Staaten  behufs  Abschluß  einer  euro- 
päischen Zollunion  in  Erwägung  zu  ziehen".  Im  Kommissions- 
bericht zu  dieser  Resolution  heißt  es:  nur  wenn  ganz  Europa  sich  wirt- 


1)  Francke,  „Zollpolitische  Einigungsbestrebungen  in  Mitteleuropa  während  des  letzten 
Jahrzehnts",  Schriften  des  V.  f.  Soz.-Pol.,  Bd.  90,  Leipzig  1900. 
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schaftlich  zusammenschheße,  werde  es  mögüch  sein,  der  überseeischen 
Konkurrenz  mit  Erfolg  einen  Damm  entgegenzusetzen.  „Schon  beim 
Abschluß  des  Handelsvertrages  mit  Österreich,"  behaupteten  die  Antrag- 
steller, ,,sind  die  erhofften  Vorteile  verloren  gegangen,  denn  Argentinien 
ist  auf  unseren  Märkten  anÖsterreichs  Stelle  getreten."  Man  sollte  meinen, 
daß  jetzt,  wo  der  Reichskanzler  geradezu  beauftragt  wird,  den  Abschluß 
eines  europäischen  Zollbundes  in  Erwägung  zu  ziehen,  die 
Sache  auch  in  bezug  auf  ihre  Durchführung  ernst  gemeint  sei ;  da  würden 
wir  uns  aber  irren;  denn  gleich  nach  diesen  großartigen  Ideen  wird 
deduziert,  der  Weg  zu  einer  Zollunion  der  europäischen 
Staaten  sei  wegen  Verschiedenheit  der  Interessen 
sehr  weit  und  daß  ,,die  freihändlerischen  Grundsätze  Englands  die 
Verwirklichung  vielleicht  ganz  unmöglich  machen,  und  daß  dieser  Z  o  1 1  - 
b  u  n  d  ,  wenn  Rußland  in  ihn  einbezogen  würde,  für  die  deutsche  Land- 
wirtschaft schwerlich  segensreich  sein  würde."  Nach  all  diesen  ,,wenn" 
und  ,,aber"  war  der  ganze  Auftrag  an  den  Reichskanzler  nur  mehr  eine 
Redensart,  hinter  der  die  einfache  Sehnsucht  nach  erhöhten  autonomen 
Agrarzöllen  stand.  Kein  Wunder,  daß  die  damalige  Regierung  (Capri  vi) 
diese  Resolution  bekämpft  hat 

Die  agrarischen  Interessen  sollten  jedoch  auch  in  den  mitteleuro- 
päischen Staaten  —  in  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  der  Schweiz  — 
bald  wiederum  die  Oberhand  in  der  Zollpolitik  bekommen.  In  Deutsch- 
land wird  schon  die  Politik  des  neuen  Reichskanzlers  Fürst  Hohen- 
lohe und  seines  Nachfolgers  Fürst  B  ü  1  o  w  den  Agrariern  günstiger. 
Und  in  dem  Maße,  wie  dieser  Prozeß  vor  sich  geht,  verschwinden  auch 
die  Zollunionsfreunde  aus  den  agrarischen  Reihen.  Derselbe  Graf 
K  a  n  i  t  z  ,  konstatiert  F  r  a  n  c  k  e  ,  der  im  Reichstage  den  Antrag 
stellte  und  den  Gedanken  einer  mittel-  oder  sogar  europäischen  Zollunion 
verfocht,  erklärte  am  ii.  Februar  1899:  ,,Ich  halte  solche  Bestrebungen 
für  aussichtslos  .  .  .  von  einer  Zollunion  der  deutschen 
StaatengegenAmerikakannkeineRedesei  n."  Und 
ein  Organ  des  ,, Bundes  für  Landwirte"  entschied  ganz  einfach,  auf 
agrarischer  Seite  habe  noch  nie  ein  solches  Projekt 
Anklang  gefunden. 

Wir  sind  somit  da  angelangt,  wo  die  Hauptträger  der  Idee  einer 
mittel-  oder  gar  europäischen  Zollunion  in  den  90er  Jahren  des  XIX.  Jahr- 
hunderts diese  Idee  als  puren  Wahn  erklärten.  Es  wäre  auch  wunderlich, 


1)  Vgl.  Francke,  S.  217. 


—    88  — 


wenn  die  Agrarier  anders  gehandelt  hätten.  Sie,  die  schon  einen  bereits 
abgeschlossenen  Handelsvertrag  mit  einem  politisch  befreundeten  Lande 
aufzulösen  bereit  waren  —  wenn  nötig  mit  dem  Schwert  — ,  konnten 
natürlich  von  einer  Union,  wo  die  erste  Bedingung  Verzicht  auf  gewisse 
Sonderinteressen  ist,  nicht  im  Ernst  sprechen.  Man  sagte  Zollunion  und 
meinte :  hohe  Schutzzolltarife .  —  Die  Freihändler  —  mit  Ausnahme  des 
einzigen  Molinari  — ■  waren  in  dieser  Übergangszeit  —  zum  Im- 
perialismus nicht  mehr  die  Träger  der  Zollunionsidee;  sie  hatten  ihre 
Forderungen  herabgeschraubt  und  suchten  wenigstens  die  Handels- 
vertragspolitik zu  retten.  Die  agrarischen  Schutzzöllner  aber,  die  als 
Träger  der  Zollunionsidee  aufgetreten  waren,  gaben  ihrer  schutzzöUne- 
rischen  Natur  nach  die  Sache  preis,  sobald  sich  die  Tarifpohtik  der 
einzelnen  Staaten  zugunsten  der  Agrarierforderungen  gewendet  hatte. 


C.  Entwicklungsgang  der  Politik  und  Wirtschaftspolitik 
unter  dem  Imperalismus. 

Der  Begriff  Imperialismus  umfaßt  heute  die  verschiedenartigtsen 
politischen  und  wirtschaftspolitischen  Bestrebungen,  die  nicht  nur  dem 
Inhalte  nach,  sondern  —  man  möchte  fast  sagen  —  geographisch  von- 
einander verschieden  sind.  In  England  werden  unter  Imperialismus 
ganz  andere  Tendenzen  als  z.  B.  in  Rußland  oder  in  Deutschland  ver- 
standen. Eine  Analyse  des  Imperialismus  würde  den  Rahmen  unserer 
Untersuchung  überschreiten.  Für  uns  handelt  es  sich  hauptsächHch  um 
Herausschälung  seiner  in  allen  Staaten  vorhandenen  Haupttendenzen, 
welche  ja  überall  die  Haubttriebkräfte  der  Politik  und  Handelspolitik 
sind,  und  hierauf  um  Einreihung  der  Zollunionsideen  in  dieses  Milieu, 
um  zu  sehen,  ob  diese  Ideen  als  ,, Ferment"  wirkten  oder  im  Meere  der 
imperialistischen  Ideen  spurlos  untergingen. 

Eines  der  Hauptmerkmale  unserer  gegenwärtigen  handelspolitischen 
Periode  ist  zweifellos  die  Expansion:  die  Tendenz,  keine  Grenzen 
anzuerkennen  und  die  gegebenen  mit  aller  Kraft  —  in  unserem  Falle 
mit  aller  wirtschaftlichen  und  politischen  Kraft  —  zu  überwinden;  zu 
diesem  Zwecke:  die  höchste  Ausbildung  der  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Organisation  bis  hinauf  zum  Staat. 

Lamprecht  charakterisiert  unsere  Zeit  wie  folgt :  ,,Die  Signatur 
ist  Expansion.  Expansion  wirtschaftlicher  Natur  und  dann  zu  deren 
Unterstützung  und  Vergrößerung  politische  Expansionen." 
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Die  gegenwärtige  Periode  begnüge  sich  nicht  mit  den  errungenen  natio- 
nalen Grenzen;  sie  gleiche  „einem  starken  Geruch,  der  kein  Maß  seiner 
Ausbreitung  kennt  als  den  Raum  selbst  i)."  Die  wirtschaftlichen  Aus- 
dehnungsbedürfnisse haben  die  staatlichen  Grenzen  durchbrochen,  sie 
haben  sich  heimisch  gemacht  in  aller  Welt  und  sind  vorgedrungen  bis 
an  die  ,, Säume  der  Ozeane".  Lamprecht  wirft  dann  die  Frage  auf, 
ob  alles  dies  etwa  nur  mit  wirtschaftlichen  Mitteln  geschehen  sei.  — 
Nein:  ,,Der  wirtschaftliche  Machtinstinkt  hat  sich  in  den  politischen 
umgesetzt,  und  der  Einheitsbewegung  folgten  die  Zeiten  der  Weltpolitik." 
Die  Tendenz,  die  wir  bereits  zu  Beginn  der  90er  Jahre  des  XIX.  Jahr- 
hunderts feststellen  konnten,  hat  eine  Verschärfung  erfahren.  Der  Ab- 
schluß von  Handelsverträgen  mit  Ländern,  die  außerhalb  Europas  liegen, 
und  die  freudige  Aufnahme  dieser  Verträge  in  den  Parlamenten  sind  dafür 
der  deutlichste  Beweis.  So  \\Tirde  z.  B.  der  Handelsvertrag,  den  B  ü  1  o  w 
mit  China  abgeschlossen  hatte,  wie  überhaupt  seine  ganze  ostasiatische 
Politik,  als  Beginn  eines  neuen  Zeitabschnittes  in  der  Handelspolitik 
begrüßt,  während  die  Beratung  des  neuen  ZoUtarifes  und  die  Verhand- 
lungen über  die  abgeschlossenen  oder  die  noch  abzuschließenden  Handels- 
verträge mit  den  benachbarten  europäischen  Staaten  die  langwierigsten 
und  heftigsten  Auseinandersetzungen  im  Reichtag  hervorgerufen  hatten. 

Die  Erklärung  hierfür  liegt  in  der  Natur  und  in  der  Richtung  der 
eingeschlagenen  ,, Ausdehnungspolitik".  Um  die  Jahrhundertwende 
steigert  sich  das  Interesse  an  dem  überseeischen  Verkehr  und  an  seinem 
politischen  Korrelat  —  an  der  Flottenpolitik  —  immer  mehr,  wobei  in 
Mitteleuropa  Deutschland,  durch  seine  ökonomische  und  politische  Kraft 
geradezu  der  Typus  eines  modernen  Expansionsstaates,  dieses  über- 
seeische Interesse  am  ausgesprochensten  entwickelte.  Die  Verflechtung 
der  europäischen  Volkswirtschaft  in  die  Weltwirtschaft  wird  das  allen 
Staaten  gemeinsame  Moment.  Die  Politik  spielt  sich  in  ihren  Haupt- 
zügen nicht  mehr  auf  der  europäischen,  sondern  auf  der  Weltbühne  ab. 
Schon  die  Kriege  dieser  Periode:  der  japanisch-chinesische  Krieg,  die 
Chinaexpedition  der  Großmächte,  der  nordamerikanisch-spanische  Krieg 
und  der  russisch-japanische  Krieg  —  bekunden,  daß  das  Interesse  der 
Wirtschaftspolitik  nicht  mehr  auf  den  engen  Kreis  Europas  beschränkt 
ist.  Weltpolitik  und  Weltmarkt  werden  die  Anziehungspunkte  unserer 
Epoche.  Auf  dem  Weltmarkte  aber  war  von  der  ,, Harmonie"  der  Inter- 
essen sehr  wenig  zu  verspüren;  denn  inzwischen  waren  außer  England 


^)  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  II.  Ergänzungsbd.,  2.  Hälfte,  S.  iiff. 
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noch  eine  ganze  Anzahl  von  Ländern,  besonders  Deutschland  und  die 
Vereinigten  Staaten,  aufgetreten,  und  eine  Atmosphäre  der  Rivalität 
war  entstanden.  Einen  besonderen  Charakter  erhielt  die  Wirtschafts- 
politik durch  die  sogenannte  Kolonialpolitik.  Das  Streben 
nach  Kolonien,  d.  h.  allgemeiner:  nach  Gebieten,  die  sich  noch  im 
Stadium  von  Agrarländern  befinden  und  somit  als  Lieferanten  von 
industriellen  Rohstoffen  und  Lebensmitteln  einerseits  und  als  Absatz- 
märkte für  Industrieprodukte  andererseits  in  Betracht  kommen,  wird 
zum  Mittelpunkte  der  auswärtigen  Wirtschaftspolitik  sämtlicher  Groß- 
staaten mit  der  Tendenz,  die  territoriale  Oberhoheit  über  diese  Gebiete 
zu  gewinnen.  Nun  haben  aber  inzwischen  die  führenden  Industriestaaten 
— •  zur  Zeit  L  i  s  t  s  war  das  nur  England  —  dasjenige  Entwicklungs- 
stadium erreicht,  welches  Friedrich  List  in  seiner  Theorie  der 
produktiven  Kräfte  und  in  seiner  Polemik  gegen  Malthus  im  Auge 
hatte.  Die  angehäuften  Kapitalien  suchten  nach  Anlage,  damit  ,,wir 
nicht  an  unseren  historisch  aufgesunmiten  Kapitalien  ersticken :  elendig- 
lich, und  in  ruhmlosem  Verfall,  wie  die  Bazillen  an  den  Produkten  ihres 
Stoffwechsels,  zugrunde  gehen  i)."  Es  entstand  der  Kapitalexport, 
und  mit  ihm  tritt  ein  neues  Subjekt  in  die  Wirtschaftspolitik  ein,  das 
gleichzeitig  ein  Hauptträger  der  imperialistischen  Politik,  von  den  Zoll- 
unionsfreunden indes  ignoriert  wird.  Wir  wollen  hier  nur  hervorheben, 
daß  der  Kapitalexport  indirekt  einen  Teil  des  Warenexportes  in  sich 
schließt,  für  den  aber  die  Zollgrenzen  keine  Hemmung  von  Belang 
bilden^).  In  vielen  Fällen  locken  sogar  die  Zollmauern  gerade  zu  einer 
Überschreitung  der  Grenzen  an :  werden  irgendwo  hohe  Zölle  errichtet, 
so  wandert  das  Kapital  dorthin  und  ruft  in  dem  betreffenden  Lande 
Neugründungen  oder  Filialen  ins  Leben  3). 

Über  die  Tarifpolitik  unserer  handelspolitischen  Periode  ist  zu  sagen, 
daß  sie  nach  der  kleinen  Abschwächung  der  90er  Jahre  wieder  einen 
starken  Aufschwung  zum  Protektionismus  nahm.  Die  Zölle  wurden 
einerseits  zum  Mittel  der  Monopolisierung  des  eigenen  nationalen  Marktes, 
andererseits  zum  Eroberungsmittel  fremder  Märkte.    Die  neue  Schutz- 


^)  Lamprecht,  S.  257. 

2)  Über  den  Kapitalexport  vgl.  insbes.:  Sartorius  von  Waltershausen:  ,,Das  volks- 
wirtschaftliche System  der  Kapitalanlage",  Berlin  1Q07;  Hilferding,  ,,Das  Finanzkapital", 
Wien  1910. 

Vgl.  Liefmann:  ,, Schutzzoll  und  Kartelle",  Jena  1903;  Eulenburg:  ,,Über  die 
wirtschaftliche  Annäherung  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  seinen  Verbündeten", 
Schriften  des  V.  f.  Soz.-Pol.,  Bd.  155,  Leipzig  1916;  Fuchs:  , .Englische  Handelspolitik", 
Leipzig  1893. 
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zollära  stützt  sich  weniger  auf  die  List  sehe  Lehre  von  den  Erziehungs- 
zöllen, sondern  entspringt  mehr  dem  instinktiven  Gefühl,  daß  i  n  d  e  n 
Zöllen  ein  internationales  Machtmittel  liege,  das  ge- 
schickt benutzt  ,,dem  eigenen  Lande  nützen  könne"  (S  c  h  m  o  1 1  e  r). 
Man  wollte  „gerüstet  sein  bis  auf  die  Zähne".  Überhaupt  nimmt  die 
Tarifpolitik  immer  mehr  einen  Kampfcharakter  an;  als  die  einzigen 
Merkmale  internationalen  Charakters  sind  das  Prinzip  der  Meistbe- 
günstigung und  die  Handelsverträge  übrig  geblieben;  gegen  das  erstere 
kämpfen  die  Protektionisten  aller  Länder  je  länger  je  mehr  an,  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  hat  man  zu  diesem  Zwecke 
ein  neues  Mittel  ersonnen,  statt  allgemeiner  Meistbegünstigung  ,,Reci- 
procity". 

Zusammenfassend  dürfen  wir,  in  Übereinstimmung  mit  L  e  x  i  s  , 
die  moderne  handelspolitische  Periode  als  eine  offensiv-defensive  cha- 
rakterisieren. Sie  wird,  nach  L  e  x  i  s  ,  begleitet  von  der  Machtpolitik, 
die  darin  besteht,  Konzessionen  ohne  Gegenleistung  zu  erhalten.  Die 
Kartelle  erzwingen  den  Absatz  im  Auslande  durch  Unterangebote.  Auch 
England  treibt  Eroberungspolitik  (Imperialismus)  um  die  Ausnützung 
der  Minenfelder  in  Südafrika;  die  Vereinigten  Staaten  kämpften  mit 
Spanien  um  Kuba  und  Panama,  Japan  gegen  Rußland  um  die  Mand- 
schurei und  Korea.  Da  die  Vereinigten  Staaten  —  so  stellt  L  e  x  i  s 
die  Prognose  —  ebenfalls  von  ihren  einstigen  Prinzipien  abgewichen  und 
zur  Expansionspolitik  übergegangen  seien,  so  werde  der  Wettbewerb 
der  großen  Kulturvölker  um  Platz  und  Einfluß  im  Welthandel  in  dem 
beginnenden  Jahrhundert  sich  vielleicht  weniger  friedlich  abspielen,  als 
man  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  erwarten  durfte  ^). 

D.  Die  Ideenwelt. 

Zwei  Gestirne  hatten  die  junge  Welt  des  XIX.  Jahrhunderts  be- 
strahlt: ein  untergehendes,  die  Idee  des  Weltbürgertums,  und  ein  auf- 
gehendes, die  nationale  Idee;  zwischen  beiden  stand  die  Idee  des  freien 
Verkehrs  oder  Freihandels,  welche  ihrerseits  die  Zollunionsidee  nach  sich 
zog  und  bei  der  Gründung  der  meisten  Zollunionen  Pate  stand.  Bekannt- 
lich war  die  Freihandelsidee,  auf  dem  Kontinente  wenigstens,  von  kurzer 
Lebensdauer  und  mußte  bald  den  Ideen  der  staatlichen  Absonderung 
weichen. 

1)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaft,  Bd.  III,  Art.  , .Handelspolitik". 
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Welche  wirtschaftspolitischen  und  politischen  Ideen  beherrschten 
nun  die  Weltgeschichte  zu  Beginn  des  XX.  Jahrhunderts? 

Zur  Erkenntnis  der  Ideen  des  XIX.  Jahrhunderts  mußten  wir  zu 
den  Philosophen  gehen;  jetzt  sind  es  die  Historiker,  die  Ökonomen,  die 
prak  tischen  Staatsmänner  und  Politiker,  welche  die  Leitsätze  formulieren, 
und  es  ist  wohl  ein  Zeichen  für  die  enge  Nachbarschaft  von  Ideen  und 
Praxis  in  unserem  Zeitabschnitt,  daß  wir,  um  die  Ideenwelt  unserer 
wirtschaftlichen  Epoche  kennen  zu  lernen,  die  Reden  von  C  h  a  m  - 
berlain,  Roosevelt,  Disraeli,  Bülow  und  die  Schriften 
von  Seely,  Lamp  recht  usw.  studieren  müssen. 

Zwei  Momente  fallen  bei  unserer  Untersuchung  besonders  in  Be- 
tracht: einmal  das  Verhältnis  zwischen  Staat  (Politik)  und  Wirtschaft, 
ferner  das  Verhältnis  zwischen  nationaler  und  internationaler  Wirtschafts- 
politik. 

a)  Das  Verhältnis  zwischen  Wirtschaft  und  Politik. 

Der  wirtschaftliche  Liberalismus  hatte  eine  Trennungslinie  zwischen 
Wirtschaft  und  Politik  gezogen;  der  Staat  sollte  seine  plumpen  Hände 
vom  freien  Spiele  der  wirtschaftlichen  Kräfte  fernhalten  und  nur  das 
Geschäft  der  Sicherheitsproduktion  betreiben  (Prince-Smit  h). 
Nun  ging  es  schon  seit  den  70er  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts  mit 
dieser  Staatsauffassung,  die  Lassalle  als  Nachtwächteridee  ver- 
spottet und  die  übrigens  schon  früher  von  FriedrichList  und  vom 
Marxismus  bekämpft  wurde,  immer  abwärts.  Aber  erst  die  gegenwärtige 
politische  und  handelspolitische  Periode  hat  diese  Staatsauffassung  end- 
gültig überwunden  und  die  Rolle  des  Staates,  wie  überhaupt  der  Politik 
in  der  Wirtschaft  —  in  der  auswärtigen  in  viel  stärkerem  Maße  noch  als 
in  der  inneren  —  ins  Unermeßliche  gesteigert.  ,,Das  augenfälligste 
ideelle  Moment"  im  Imperialismus,  dasjenige  in  der  Tat,  das 
dieser  Epoche  ihren  Charakter  gibt,  ist  die  erneute  Erhöhung  der 
Staatsmacht  1).  Die  imperialistischen  Bestrebungen  beweisen  mit 
der  größten  Anschaulichkeit  den  Zug  zur  Organisation  im  großen  und 
größten,  die  enge  Verbindung  alles  Wirtschaftlichen  mit  der  politischen 
Macht,  die  ungeheure  Verstärkung  des  Gewichtes  der  staatlichen  Ge- 
samtheit gegenüber  allem  Leben  2).   Der  Staat  sowie  die  übrigen  poli- 

1)  Erich  Marks:  „Die  imperialistische  Idee  der  Gegenwart",  Dresden  1904. 

2)  Ibid.,  S.  37;  ebenso  Troeltsch:  ,,ImperiaHsmus",  Neue  Rundschau,  Januar  1915; 
Sartorius  von  Waltershausen:  , .Begriff  und  Entwicklungsmöglichkeit  der  heutigea 
Weltwirtschaft",  Rektoratsrede  Straßburg  1913. 
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tischen  Machtmittel  werden  der  ausschlaggebende  Faktor  in  der  Wirt- 
schaft, derart,  daß  der  gegenwärtige  englische  freihändlerische  Handels- 
minister, im  sinnfälligen  Gegensatz  zu  seinem  Ahnen  C  o  b  d  e  n  ,  kürzlich 
im  Parlament  erklären  konnte:  der  Freihandel  schließe  das  Eingreifen 
des  Staates  in  den  Produktionsprozeß  der  Nation  nicht  aus.  —  Der 
Export,  sagt  Liefmann,  ist  ein  Begriff,  der  ohne  Beziehung  auf 
Staat  und  die  national  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gar  nicht  gedacht 
werden  kann 

Die  Folge  dieser  Ansicht  von  der  Bedeutung  der  politischen  Mittel 
im  wirtschaftlichen  Wettbewerbe  war  notwendig  die  Forderung  nach 
möglichster  Kräftigung  des  Staates,  und  so  kam  es  zum  Machtstaat 
mit  seinem  Korrelat:  dem  Willen  zur  Macht.  Dieser  Machtstaat  soll, 
wenn  nötig,  in  die  Wagschale  der  wirtschaftlichen  Interessen  geworfen 
werden  können.  ,,Es  handelt  sich  heute  um  die  viel  allgemeinere  Frage, 
um  die  Frage:  ob  die  Handelspolitik  heute  oder  in  künftiger  Zeit  über- 
haupt unabhängig  von  der  Machtpolitik  und  den  Machtmitteln 
der  Staaten  zu  führen  sei  2)."  Der  Gedanke,  daß  ohne  Staat  und  Politik 
keine  Handelspolitik  möglich  sei,  ließ  die  Ankl?mmerung  an  den  Staat 
zu  einer  Lebensfrage  werden;  und  sei  es  auch  der  kleinste  und  der 
schwächste  Staat,  aber  immerhin  besser  als  überhaupt  ohne  Staat  in  die 
wirtschaftliche  Welt  einzugreifen.  Damit  wird  das  Interesse  an  der  Er- 
haltung des  Staates  und  seiner  möglichst  weitgehenden  Selbständigkeit  — 
unter  Umständen  selbst  entgegen  den  ökonomischen  Interessen  —  immer 
stärker,  wobei  hinzukommt,  daß  der  ganze  staatliche  Beamten-  und 
Militärapparat  seine  Interessen  in  jeder  und  besonders  in  wirtschafts- 
politischer Beziehung  auf  Seiten  der  staatlichen  Unabhängigkeit  stellt. 

Diese  Union  zwischen  Wirtschaft  und  Politik,  so  eng  wie  sie  in  keiner 
früheren  wirtschaftspolitischen  Epoche  war,  erinnert  immerhin  stark 
an  die  Zeit  des  Merkantihsmus  und  wird  daher  als  Neumerkantilismus 
bezeichnet  ^) ;  ihre  vernichtende  Bedeutung  für  die  Zollunionsidee,  und 
besonders  für  die  Verwirklichungsmöglichkeiten,  liegt  ohne  weiteres  klar. 

b)  Das  Verhältnis  zwischen  nationaler  und  internationaler  Wirtschaftspolitik. 

Die  Einbeziehung  des  Staates  als  neuen  Faktor  in  die  Wirtschafts- 
politik mußte  den  Charakter  der  letzteren  wesentlich  verändern.  Es 

1)  Conrads  Jahrbücher,  1916. 

2)  Schmoller:  „Handels-  und  Machtpolitik",  Stuttgart  1900. 

^)  Vgl.  Tschiersky;  ,, Neumerkantilismus",  Schmollers  Jahrbuch,  1913. 
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traten  jetzt  zu  den  wirtschaftlichen  Gegensätzen  noch  die  poHtischen, 
und  dies  mußte  sich  in  der  äußeren  Wirtschaftspohtik  besonders  fühlbar 
machen.  Die  Beobachtung  der  gegenwärtigen  Wirtschaftspolitik  unserer 
Großstaaten  bestätigt  unsere  These  ohne  weiteres,  und  es  zeigt  sich  dies 
sogar  in  England,  wo  C  o  b  d  e  n  und  C  h  a  m  b  er  1  a  i  n  im  Grabe  noch 
miteinander  kämpfen.  Während  C  o  b  d  e  n  siegreiche  Kriege  nicht 
minder  als  verlustbringende  fürchtete,  war  Chamberlain  ganz 
anderer  Meinung.  Im  allgemeinen  ist  mit  Erich  Mareks  zu  sagen: 
die  Welt  ist  härter,  kriegerischer,  ausschließlicher  geworden;  sie  wird 
mehr  als  je  zuvor  zu  einer  großen  Einheit,  in  der  sich  alles  berührt,  alles 
zusammenwirkt,  aber  alles  aufeinander  stößt  und  aufeinander  schlägt. 
In  dieser  Einheit  ist  von  der  vorurteilslosen  Einigkeit  der  Gesinnung 
frei  sich  ergänzenden  Wetteifers,  von  der  man  einst  geträumt  hat,  wenig 
zu  spüren  Für  uns  besonders  schwer  wiegt  aber  die  Tatsache,  daß 
auch  die  etwa  auftretenden  Zollunionsideen  und  -möglichkeiten  in  Ab- 
hängigkeit von  der  Macht  und  von  den  Machtideen  gesetzt  werden  2). 
Wir  leben  in  der  Zeit  des  ,, rationellen  Imperialismus"  der  darin  besteht, 
daß  man  aus  Opportunität  auch  Verträge  schließt,  worin,  nach  S  e  1  - 
1  i  e  r  e  ,  der  Kern  des  menschlichen  Imperialismus  liegt,  ansonst 
,,auch  der  Löwe  ein  Imperialist  wäre". 

Wir  wissen,  wie  sehr  sich  das  Interesse  der  europäischen  und  übrigen 
Großmächte  der  Übersee  und  der  außereuropäischen  Welt  zugewendet 
hat.  Dem  entspricht  die  Idee  der  zivilisatorischen  Weltmission  der  weißen 
Völker  oder  der  weißen  Rassen.  Der  englische  Dichter  Kipling  be- 
singt sogar  die  schwere  Mission  des  weißen  Mannes  ,,the  white  man's 
bürden",  und  Roosevelt  meint,  er  habe  wenig  Sympathie  für  jenes 
falsch  angebrachte  Humanitätsempfinden,  das  die  großen,  auf  Freiheit 
und  Ordnung  bedachten  Nationen  hindern  wolle,  in  den  verfügbaren 
Teilen  des  Weltballes  ihre  ganze  Pflicht  zu  tun  Diese  zivilisatorische 
Weltmissionsidee  ist  eine  der  verbreitetsten  und  dringt  bis  in  die  Reihe 
der  Sozialisten  durch.  So  riefen  auf  dem  Stuttgarter  internationalen 
Sozialistenkongreß  der  Holländer  Van  Kol,  ebenso  David  und 
Bernstein:  ,, Wollen  wir  denn  uns  als  Sozialdemokraten  der  Pflicht 
entziehen,  an  der  höheren  Bildung  der  zurückgebliebenen  Völker  zu 
arbeiten  ?"  —  Der  schwedische  Professor  K  j  e  1 1  e  n  erhebt  diese  Welt- 

1)  Vgl.  Erich  Marks,  S.  8. 

2)  Vgl.  AUg.  Ztg.  München  1900  Nr.  16;  Schmoller:  „Handels-  und  Machtpolitik", 
S,  121. 

Selliere:  „Die  Philosophie  des  Imperialismus",  deutsch  von  Schmidt,  Berlin. 
*)  Ibid..  S.  3. 


missionsidee  zu  einem  kategorischen  Imperativ  i);  und  Lamprecht 
meint,  da  die  europäische  Pohtik  im  Begriffe  stehe,  eine  WeltpoHtik  zu 
werden,  so  sei  es  Pfhcht  jedes  Volkes,  an  dem  allgemeinen  Wettlaufe 
zur  Beherrschung  der  fremden  Weltteile  durch  Wissen  und  Macht  teil- 
zunehmen 2).  Auf  die  Frage,  was  Weltpolitik  sei,  antwortete  Ehren- 
berg:    Ausdehnung  auf  andere  Kontinente." 

Diese  Ausdehnung  aber  auf  andere  Kontinente,  die  zum  gemeinen 
Streben  aller  Völker  wurde,  führte  zu  einem  verschärften  Antagonismus 
im  internationalen  Verkehr.  Während  FriedrichList,  der  leiden- 
schaftliche und  geniale  Verfechter  der  nationalen  Idee  in  der  Wirtschafts- 
politik, sich  die  Aufgabe  der  Zivilisation  der  barbarischen  Völker  als 
eine  den  europäischen  Völkern  gemeinsame  und  in  Gemeinschaftlichkeit 
auszuführende  Pflicht  dachte,  bildet  heute  dieses  Streben  ein  Trennungs- 
moment für  die  europäischen  Staaten.  Ein  weiterer  Unterschied  zwischen 
List  und  unserer  wirtschaftspolitischen  Periode  ist  der,  daß  auch  inner- 
halb der  ,, barbarischen"  Völker,  denen  List  die  Fähigkeit  der  Indusria- 
lisierung  absprach,  heute  der  Nationalismus  und  die  nationale  Idee  zu 
einem  revolutionären  Faktor  wurden;  das  zeigen  die  nationalen  Be- 
wegungen in  China,  Japan,  Indien,  Rußland,  auf  dem  Balkan  usw.;  und 
diese  Bewegungen  wirkten  hinwiederum  eine  Verstärkung  der  Macht- 
mittel der  europäischen  Großstaaten  aus. 

Wir  leben  also  in  einer  stark  differenzierendenPeriode. 
Für  den  grundsätzlichen  Freihandel  von  ehedem  war  die  Situation  eine 
einfachere:  alles,  was  Menschenantlitz  trägt,  war  gleich;  anders  heute, 
wo  das  politische  Empfinden  der  kleinsten  und  schwächsten  bzw.  bisher 
zurückgebliebenen  Körperschaften  bis  zum  höchsten  Grade  gesteigert 
ist  3). 

Die  ganz  komplizierte  Welt  und  Ideenwelt,  in  der  wir  uns  heute 
befinden,  bietet  das  Bild  einer  ungeheuren  Verflechtung,  durch  welche 
die  Völker  so  nah  aneinander  und  ineinander  gebracht  worden  sind,  daß 
dies  zu  einer  Freundschaft  führen  sollte;  im  Gegensatz  hierzu  haben 
wir  aber  die  höchste  Steigerung  des  nationalen  und  staatlichen  Antagonis- 
mus zu  verzeichnen.    Die  ,,contradictions  economiques"  von  ehedem 

^)  Kj eilen:  ,,Die  Großmächte  der  Gegenwart",  Leipzig  1914. 

2)  Lamprecht:  ,, Die  Erweiterung  des  wirtschaftlichen  und  geistigen  Horizontes  unserer 
Nation",  Leipzig  1914. 

Kürzlich  war  im  Berl.  Tagebl.  eine  Korrespondenz  über  den  in  der  Türkei  erwachenden 
Nationalismus  und  die  daraus  sich  möglicherweise  ergebenden  Folgen  in  ablehnendem  Sinne 
für  eine  mutmaßliche  Zollunion;  vgl.  auch  Wiedenfeld,  im  Sammelband  des  V.  f.  Soz.-Pol.^ 
in  welchem  die  Zolleinigungsfrage  behandelt  wird. 
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waren  harmlos  im  Vergleich  zu  den  „contradictions  politiques",  mit  denen 
wir  es  heute  zu  tun  haben.  Sehr  treffend  sagt  Tschiersky,  daß 
der  Neumerkantilismus  in  den  wichtigsten  Kulturstaaten  außerhalb  des 
eigentlichen  Wirtschaftslebens  liegende  Stimmungen  und  Strömungen 
hervorrufe,  und  trotz  der  ökonomischen  Verschachtelung  in  die  Welt- 
wirtschaft, an  der  Austragung  des  Nationalismus  teilnehme 

Die  heute  aufgestellte  These  von  der  Überlebtheit  des  National- 
staates und  der  nationalen  Idee  ist  somit  nicht  ganz  zutreffend.  Durch 
die  Union  zwischen  Wirtschaft  und  Politik  hat  sich  im  Gegenteil  die 
nationale  Idee  zum  Nationalismus  erhoben;  der  nationale  Staat  und  der 
Nationalismus  werden  in  den  Dienst  der  Weltpolitik  gestellt,  und  in 
dieser  Hinsicht  ist  dann  der  reine  Nationalstaat  in  einer 
günstigeren  Lage  als  der  gemischte  Nationali- 
tätenstaat; die  Geschichte  der  letzten  Jahre  ist  dafür  der  beste 
Beleg.  Die  Weltpolitik  sollte  ihrerseits  dazu  beitragen,  die  nationale 
Stimmung  zu  heben,  und  die  imperialistische  Idee  wurde  schließlich  zum 
Kulminationspunkt  der  nationalen  Idee. 

Wir  erkennen  also,  daß  der  wirtschaftliche  Liberalismus  sich  im 
Untergang  befindet.  Das  sieht  man  besonders  deutlich  an  den  in  der 
Gegenwart  auftretenden  Zollunionsideen.  Schon  in  den  8oer  Jahren 
des  XIX.  Jahrhunderts  hatte  Brentano,  um  eine  Zollunion  zustande 
zu  bringen,  auf  den  prinzipiellen  Freihandel  verzichtet.  Heute  beob- 
achten wir  die  gleiche  Erscheinung  bei  einem  ebenso  freihändlerischen 
Politiker,  Friedrich  Naumann,  der  um  das  Zustandekommen 
der  von  ihm  gewünschten  mitteleuropäischen  Zollunion  ebenfalls  den 
Freihandel  preisgibt. 

Die  auf  einen  freiheitlichen  internationalen  Wirtschaftsverkehr  ge- 
richteten Ideen  des  XIX.  Jahrhunderts  sind  also  im  Verschwinden  be- 
griffen. Anders  steht  es  um  die  nationale  Idee:  sie  wird  in  verschärfter 
Form  ins  neue  Jahrhundert  hinübergenommen;  sie  wird  aggressiv,  sucht 
die  Grenzen,  die  ihr  vom  XIX.  Jahrhundert  —  z.  B.  von  Friedrich 
List  noch  —  gesetzt  wurden,  zu  überschreiten  und  wächst  sich  zur 
imperialistischen  Idee  aus.  Dieser  neuen  Lage  Rechnung  tragend,  setzen 
denn  auch  die  Zollunionsfreunde  ihre  Pläne  und  Ideen  an. 

Zusammenfassend  dürfen  wir  den  Imperialis- 
musin  seiner  Hauptlinie  —  die  Nebenlinien  werden  wir  bei 
den  Zollunionsbestrebungen  kennen  lernen  —  definieren  alsdas 


^)  Tschiersky,  S.  22. 
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Bestreben  der  modernen  Staaten,  sich  politisch 
und  wirtschaftlich  mit  Hilfe  der  staatlichen  Macht 
auszudehnen,  wobei  sich  diese  Expansion  richtet 
hauptsächlich  auf  die  außerhalb  Europa  liegende 
Agrargebiete  der  Welt,  mit  dem  Willen,  Überdie- 
seiben die  territoriale  Oberhoheit  zu  erlangen. 

E.  Die  Zollunionsideen  als  Nebenströmung  des 
Imperialismus. 

Die  Zollunionsideen  und  -plane  des  ausgehenden  XIX.  und  des 
beginnenden  XX.  Jahrhunderts  beziehen  sich  bewußt  oder  unbewußt 
auf  den  Imperiahsmus.  So  ist  z.  B.  der  Ausgangspunkt  der  mitteleuro- 
päischen oder  europäischen  Zollunion  stets  das  Argument  der  drei 
,, Weltreiche"  gewesen,  indem  auf  die  Ausdehnungs-  und  Abschließungs- 
tendenzen  Rußlands,  Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  hingewiesen 
wurde.  Als  eine  offensichtlich  imperialistische  Nebenströmung  traten 
die  Zollunionspläne  (,, Handelsunion")  im  britischen  Reiche  auf;  die 
\  Bestrebungen  in  Großbritannien  wären,  was  ihre  Ausführbarkeit  an- 
belangt, insofern  als  die  günstigsten  zu  betrachten,  als  sie  sehr  viele 
Gefühls-  und  historisch-politische  Momente  für  sich  haben,  und  an  ihrem 
Fiasko  sind  auch  die  ungeheuren  Schwierigkeiten  erkennbar,  die  heute, 
d.  h.  in  unserer  imperialistischen  handelspolitischen  Periode,  dem  Pro- 
blem einer  Zollunion  (oder  einer  Zollannäherung,  einem  ,, Zollbund" 
usw.)  entgegenstehen  ^). 

,,Von  1866 — 99  hat  das  britische  Reich  sich  von  12,6  auf  27,8 
Milhonen  Geviertküometer,  also  um  rund  15,2  Millionen,  etwa  den  dreißig- 
fachen Umfang  des  Deutschen  Reiches  ausgedehnt  ;esmachtMiene, 
die  Gleichberechtigung  der  anderen  Nationen  in 
seinen  Kolonien  aufzuheben;  die  imperialistische  Politik, 
die  im  ganzen  Lande  steigenden  Beifall  findet,  geht  zuletzt  doch  darauf 
hinaus,  ein  in  sich  geschlossenes,  die  übrigen  Staaten  ausschließendes 
oder  mißhandelndes  Weltreich  zu  schaffen  2)/'  Die  gleichen  Tendenzen, 

1)  Die  sehr  zahlreiche  Literatur  darüber  ist  hauptsächlich  in  Zeitungen,  Zeitschriften 
u.  a.  zerstreut.  In  Buchform  bleibt  immer  noch  das  Werk  von  Bosc  das  übersichtlichste. 
Über  die  englischen  Bestrebungen  orientieren  in  deutscher  Sprache  die  Werke  von  Schulze- 
Gävernitz,  Marie  Schwab,  Fuchs,  Rathgen;  in  englischer:  Ashley,  Hevins,  Düke, 
Seeley  und  eine  Anzahl  anderer  Schriften. 

2)  G.  Schmoller :  „Die  Wandlungen  in  der  europäischen  Handelspolitik  des  XIX.  Jahr- 
hunderts" (eine  Sekularbetrachtung) . 
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sich  immer  riesenhafter  auszudehnen  und  sich  wirtschaftHch  abzu- 
schheßen,  zeigen  auch  die  Vereinigten  Staaten  und  Rußland:  „Jedes 
dieser  Weltreiche  kann  leicht  für  sich  bestehen,  jedes  macht 
Miene,  sich  noch  weiter  auszudehnen;  Rußland  über  China,  die  Ver- 
einigten Staaten  über  die  Antillen,  Zentral-  und  Südamerika,  die  Phi- 
lippinen." 

Diesen  Ideengang  Schmollers  entwickelt  Grunzel  in  einer 
noch  bestimmteren  Form:  ,,Wir  können  nicht  achtlos  an  jenen  Tatsachen 
vorübergehen,  welche  gegenwärtig  unzweifelhaft  auf  die  Bildung  großer 
Wirtschaftsgebiete  hinausgehen.  Die  imperialistische  Han- 
delspolitik Englands  bezweckt  die  wirtschaft- 
liche Einigung  des  ganzen  Reiches  ^)." 

Wir  werden  jetzt  insofern  auf  diese  Tendenzen  zur  Bildung  großer 
Wirtschaftsgebiete  näher  eingehen,  als  sie  sich  nicht  durch  die  Mittel 
der  ,, Machtpolitik"  durchzusetzen  suchen. 

a)  Großbritannien. 

Die  Bestrebungen  nach  einer  Zolleinigung  zwischen  dem  Mutter- 
lande und  seinen  Selbstverwaltungskolonien  erreichten  ihren  Höhepunkt 
zu  Beginn  unseres  Jahrhunderts  und  trugen  sowohl  wirtschaftlichen  als 
auch  politischen  Charakter;  genauer:  der  Ausgangspunkt  war  ein  poli- 
tischer, und  erst  im  Verlauf  der  weiteren  Entwicklung  gesellte  sich  der 
ökonomische  Gesichtspunkt  hinzu  Nachdem  nämlich  alle  möglichen 
Unternehmungen  verschiedener  Organisationen  zur  näheren  Verbindung 
des  Mutterlandes  mit  den  autonomen  Kolonien  ohne  nennenswertes 
Resultat  geblieben  waren,  wurde  ,,die  Handelsunion  als  ein  etwa  prak- 
tischeres" (R  h  o  d  e  s)  Mittel  zur  Konsolidierung  des  britischen  Welt- 
reiches propagiert  und  diskutiert.  Besonders  häufig  wurde  in  der  Agi- 
tation auf  das  Beispiel  des  deutschen  Zollvereins,  der  j a 
auch  zur  politischen  Einheit  Deutschlands  geführt  hatte,  hingewiesen. 
Die  Handelsunion  sollte  ihren  Anhängern,  wie  es  Chamberlain 
ausdrücklich  zu  wiederholten  Malen  erklärt  hat,  ,,als  unpolitisches 
Fundament"  für  den  Aufbau  des  britischen  Im- 
periums dienen.  Die  Zollunionsbewegung  in  England  war  aber  noch 

1)  Grunzel:  ,,Die  handelspolitischen  Beziehungen  Deutschlands  und  Österreich- 
tJngarns",  Schriften  des  V.  f.  Soz.-Pol.,  Leipzig  1900,  Bd.  93. 

^)  Vgl.  Fuchs:  „Die  Handelspolitik  Englands  und  seiner  Kolonien  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten", Leipzig  1893. 
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mit  anderen  Tendenzen  verknüpft,  zunächst  mit  der  Bewegung  für  Ein- 
führung von  Schutzzöllen  in  England  selbst ;  Chamberlain  und 
seine  Anhänger  haben  alle  solche  Bewegungen  synthetisch  verbunden: 
Entweder  Reichszollpolitik  oder  gar  keine !  (H  e  v  i  n  s).  Nach  Auf- 
stellung dieses  Grundsatzes  schlössen  sich  ein  Teil  der  Schutzzöllner  in 
England,  die  auf  dem  Umweg  des  Reichszollvereines  Schutzzölle  er- 
langen wollten,  der  Bewegung  an.  Die  Gesamtbewegung  hatte  somit 
wirtschafthche  und  politische  Ziele  zu  verfolgen;  und  dabei  sollte  nicht 
das  Vereinigte  Königreich,  sondern  das  Imperium  die  Ziele  des  ,, kon- 
struktiven" (Kevins)  Imperialismus  vor  Augen  haben.  An  Stell*^ 
des  Staates,  wie  zur  Zeit  des  Merkantilismus,  sollte  das  Weltreich  zum 
Ziel  der  Politik  gemacht  werden.  Das  sei  ,,das  einzige  Ideal,  für  das  die 
Engländer  ein  dauerndes  Interesse  haben"  (Kevins),  während  jede 
andere  Möglichkeit  schließlich  zum  Verfall  führe  und  ,,die  Gefahr 
brudermörderischer  Kriege  zwischen  •  den  verschiedenen 
Stämmen  der  britischen  Rasse  heraufbeschwört  i)."  Chamberlain 
hatte  fortwährend  betont,  die  Kandelseinigung,  die  gegenseitige  Zoll- 
bevorzugung werde  den  Grund  zu  einer  Reichskonföderation  legen.  Die 
Sorge,  daß  die  autonomen  Kolonien  eines  Tages,  wie.  seinerzeit  die  nord- 
amerikanischen Staaten,  sich  vom  Mutterlande  loßreißen  könnten, 
war  eines  der  Kauptgefühlsmomente,  mit  dem  die  Anhänger  der  Com- 
mercial  Union  in  England  vor  die  Öffentlichkeit  traten. 

Zu  diesen  politischen  Beweggründen  traten  nun  auch  die  wirtschaft- 
lichen in  England  sowohl  als  auch  die  in  den  Kolonien.  Angesichts  der 
großen  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte,  der  seinerseits  zu  einem  großen 
Teil  schutzzöllnerisch  abgesperrt  sei,  während  der  englische  Markt  infolge 
seines  ,, wehrlosen"  Freihandels  sich  der  Konkurrenz  der  schutzzöllne- 
rischen  Staaten  aussetze  müsse  die  englische  Industrie  doch  wenigstens 
darauf  bestrebt  sein,  die  kolonialen  Märkte  für  sich  zu  sichern ;  gemeint 
sind  die  Märkte  der  autonomen  Kolonien,  denn  die  Kandelspolitik  der 
Kronkolonien  wird  ja  von  England  betrieben  2).  Um  allen  wirtschaft- 
lichen Gefahren  zu  begegnen,  müsse  eine  Mutterland  und  Kolonien  um- 
fassende gemeinsame  Wirtschaftspolitik  Platz  greifen. 

Das  Problem  war  nun  die  Gestaltung  dieser  gemeinsamen  Wirt- 

1)  Hevins:  ,,Der  Imperialismus  und  seine  voraussichtliche  Wirkung  auf  die  Handels- 
politik des  Vereinigten  Königreiches".  Leipzig  1900. 

^)  Es  wurde  besonders  auf  die  Konkurrenzmethode  der  Kartelle  der  schutzzöllnerischen 
Staaten  hingewiesen;  vgl.  Marie  Schwab:  „Chamberlains  Handelspolitik"  und  die  Vorrede 
Wagners. 

^)  Vgl.  Rathgen,  S.  510;  Schulze-Gävernitz,  S.  232. 

7* 
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Schaftspolitik.  Hier  begannen  die  Meinungsverschiedenheiten  unter  den 
Befürwortern  der  Idee  zutage  zu  treten.  Auf  jedem  neuen  Kongresse 
der  Handelskammern  und  allen  Kolonialkonferenzen  tauchten  neue 
Projekte  auf.  Dem  Grundgedanken  nach  sind  drei  Kategorien  zu  unter- 
scheiden: I.  eine  Zollunion  mit  Freihandel  innerhalb  des  ganzen  Reichs- 
gebietes; 2.  der  berühmt  gewordene  Plan  Hoffmeyer:  die  Handels- 
politik der  verschiedenen  Glieder  des  englischen  Reiches  bleibt  unan- 
getastet, hingegen  haben  die  Produkte  aus  den  reichsfremden  Ländern 
bei  der  Einfuhr  in  das  Vereinigte  Königreich  einen  Betrag  von  2  %  vom 
Werte  zu  entrichten,  —  ein  System  von  Reichszollzuschlag;  3.  eine 
ganze  Reihe  verschiedener  Vorzugszollsysteme  (preference) ;  das  Mutter- 
land und  die  Kolonien  gewähren  sich  gegenseitig  bevorzugte  Zölle,  von 
denen  alle  anderen  Staaten  auszuschließen  sind. 

Der  erste  Plan  war  schon  nach  ganz  kurzer  Zeit  aufgegeben.  C  h  a  m  - 
b  e  r  1  a  i  n  ,  der  ursprünglich  für  eine  Zollunion  war,  sagt  sich  1900  von 
ihr  los,  und  Rosebery  erklärt,  der  Zollunionsgedanke  sei  ein  Leich- 
nam. Auch  die  Pläne  der  zweiten  und  dritten  Kategorie  sind  bis  auf  den 
heutigen  Tag  fruchtlos  geblieben,  mit  der  einzigen  Ausnahme,  daß 
Kanada  1897,  Barbados,  Südafrika  und  Neu-Seeland  1903, 
Australien  1907  dem  Mutterlande  eine  Zollbevorzugung  gewährt  haben, 
ohne  daß  aber  England  seinerseits  dieses  Entgegenkommen  mit  zoll- 
politischer Bevorzugung  erwidert  hätte. 

Die  ganze  Bewegung,  die  etwa  in  den  8oer  Jahren  des  XIX.  Jahr- 
hunderts einsetzte  und  zur  Zeit  Chamberlains  ihren  Höhepunkt 
erreichte,  ist  1906  öffentlich  zu  Grabe  getragen  worden:  in  England 
selbst  durch  das  Votum  der  Wähler,  indem  die  Liberalen  (Freihändler) 
bei  den  Wahlen  in  das  Parlament  einen  glänzenden  Sieg  erfochten;  in 
den  Kolonien  scheint  die  ganze  Bewegung  noch  weniger  als  im  Mutter- 
lande Wurzel  gefaßt  zu  haben. 

Hervorzuheben  ist,  daß  die  Regierung  sich  die  ganze  Zeit  indifferent 
oder  ablehnend  verhielt.  Chamberlain  hielt  alle  seine  Reden  auf 
den  Konferenzen  nicht  in  Eigenschaft  eines  Regierungsvertreters;  er 
legte  auch  zuletzt  sein  Amt  als  Kolonialminister  nieder,  um  freie  Hand 
in  der  ganzen  Agitation  zu  bekommen.  Als  1891  im  Oberhaus  ein  Antrag 
auf  eine  Handelsunion  und  auf  Präferenzierung  der  Kolonien  hinzielend 
gestellt  wurde,  lehnte  B  a  1  f  o  u  r  als  Vertreter  der  Regierung  mit  Ent- 
schiedenheit das  Eingehen  auf  derartige  Vorschläge  ab.  Auch  in  den 
folgenden  Jahren  weigerte  sich  die  Regierung  wiederholt,  die  Frage 
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durch  das  Parlament  entscheiden  zu  lassen,  mit  der  Begründung,  das- 
selbe sei  nicht  zur  Entscheidung  dieser  Frage  gewählt  worden  i). 

Die  Gründe  gegen  einen  britischen  Reichszollverein  waren,  wie  die 
Motive  der  Bewegung,  von  politischer  und  wirtschaftlicher  Natur,  auf 
Seite  des  Mutterlandes  sowohl  als  auch  der  Kolonien. 

Auf  Seite  der  Kolonien  ist  es  zunächst  die  politische  Selb- 
ständigkeit derselben  — •  natürlich  der  autonomen  Kolonien  — , 
die  hindernd  auf  das  Eingehen  handelspolitischer  Bindungen  wirkten. 
,,Sie  wollen  nicht  Halbnationen  sein"  (Bonn).  Zu  dieser  politischen 
Selbständigkeit  gehört  auch  die  volle  Verfügungsgewalt  in  der  Handels- 
politik. Die  Handelspolitik  der  Kolonien  trägt  einen  starken  national- 
politischen Charakter,  ,,weil  die  Kolonien  sich  als  selbständige  Nation 
betrachten";  und  wenn  einige  Handelspolitiker  die  Kündigung  der  alten 
Handelsverträge,  die  England  mit  Deutschland  und  Belgien  1866  und 
1865  abgeschlossen  hatte  und  in  denen  die  Meistbegünstigung  auch  für 
die  Kolonien  bestimmt  worden  war,  als  einen  Schritt  zur  Zollunion  des 
englischen  Weltreiches  auffaßten,  so  ist  in  dieser  Kündigung  eher  das 
Gegenteil,  nämlich  ein  Schritt  zur  weiteren  Selbständigkeit  der  Kolonien, 
zu  sehen  Seit  jenem  Datum  (1897)  schließt  die  englische  Regierung 
Handelsverträge  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  daß  der  Beitritt 
zu  dem  betreffenden  Handelsvertrag  den  Kolonien  freibleibe.  Den 
Kolonien  wird  es  somit  überlassen,  ob  sie  die  Handelspolitik  des  Mutter- 
landes mitmachen  wollen,  während  früher,  wie  gerade  aus  den  Verträgen 
der  Jahre  1861 — 65  ersichtlich,  die  vom  Mutterland  abgeschlossenen 
Handelsverträge  auch  für  die  Kolonien  verbindlich  waren.  Schu- 
macher erblickt  mit  Recht  in  der  neuen  Situation  ,,den  Anfang  zur 
handelspolitischen  Auflösung  des  britischen  Reiches  in  eine  Staaten- 
gruppe." Im  Jahre  1897  wurde  handelspolitisch  ein  Zustand  fixiert, 
der  politisch  schon  längst  da  war.  Es  sei,  sagt  Schulze- Gävernitz 
,, heute  schon  ein  Anachronismus,  von  der  einen  britischen  Nation  zu 
sprechen.  In  Kanada  wie  in  Australien  sind  neue  eigenartige  Nationen 
in  Bildung  begriffen  3)."  Die  Befürchtungen  der  „konstruktiven"  Im- 
perialisten waren  vielleicht  nicht  ganz  unberechtigt,  wenn  sie  glaubten, 
es  könnte  der  Zeitpunkt  eintreten,  wo  die  autonomen  Kolonien  nach  Art, 
der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  abfallen  würden.  Die  Frage 
ist  aber,  ob  gerade  die  handelspolitischen  Bindungen  das  geeignete  Mittel 

^)  Vgl.  Marie  Schwab,  Schlußwort. 

-)  Vgl.  Schumacher,  Referat  bei  den  Verhandlungen  des  V.  f.  Soz.-Pol.,  igoi. 
^)  Schulze-Gävernitz,  S.  85. 
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ZU  einer  engeren  politischen  Beziehung  des  Mutterlandes  und  der  Kolonien 
wären.  Die  Gegner  der  Zollunionen  und  Zollbegünstigungen  bestritten 
dies,  und  betrachtet  man  das  Verhalten  der  Kolonien  im  südafrikanischen 
und  auch  im  gegenwärtigen  Kriege,  so  ist  man  versucht,  sich  der  Ansicht 
der  Zollunionsgegner  anzuschließen;  denn  eine  größere  Loyalität,  wie 
die  Kolonien  in  diesen  Kriegen  zeigten,  kann  man  sich  kaum  denken. 

Die  Analogie  des  Zollvereines,  der  als  Grundlage  zum  politischen 
Aufbau  des  Deutschen  Reiches  diente,  trifft  hier,  wie  A.  W  a  g  n  e  r  mit 
Recht  bemerkt,  nicht  zu.  Beim  Zollverein  handelte  es  sich  darum,  ge- 
trennte nationale  Teile  eines  Volkes  wirtschaftlich  wieder  zu  einigen; 
außerdem  grenzten  die  dort  in  Betracht  kommenden  Gebiete  doch  geo- 
graphisch aneinander. 

Die  in  den  Kolonien  einer  britischen  Reichszollunion  entgegen- 
stehenden ökonomischen  Schwierigkeiten  sind  indessen  noch  viel 
größer,  als  die  politischen.  Sie  wären  natürlich  ohne  weiteres  überwunden, 
wenn  die  geplante  Zollunion  auf  Grund  des  Freihandels  aufgebaut  werden 
sollte.  Die  Kolonien  aber  waren  zu  der  Zeit,  als  die  Zollunionspläne  und 
ihre  Nebenarten  auftauchten,  stark  schutzzöllnerisch  gerichtet.  Das 
Problem  war  das  Zustandebringen  einer  Union  zwischen  dem  freihändle- 
rischen England  und  den  schutzzöUnerischen  Kolonien.  Aus  dieser 
Situation  erklärt  es  sich,  daß  namhafte  Politiker  aus  dem  konservativen 
wie  dem  liberalen  Lager  erklären  konnten,  eine  Zollunion  habe  nur 
dann  eine  Bedeutung,  wenn  sie  zur  Aufhebung  aller  Grenzen  innerhalb 
der  zu  einigenden  Staaten  führe,  also  nur  auf  freihändlerischer  Grund- 
lage. Der  unionistische  Finanzminister  Goschen  sagte  am  17.  Februar 
1892  bei  der  Beratung  des  Antrages  Howard  Vincent:  ,,Das  ge- 
ehrte Mitglied  wies  auf  die  Vereinigten  Staaten  hin,  welche  prak- 
tisch einFreihandelsland  seien,  da  zwischen  den  Einzel- 
staaten keine  Zollgrenzen  liegen.  Wenn  unsere  Kolonien  bereit  wären 
zu  einem  Zollverein  in  diesem  Sinne,  daß  keine  Zollschranken  englische 
Waren  von  den  Kolonien,  koloniale  Produkte  von  diesem  Lande  fern- 
hielten, dann  würde  ich  sagen:  die  Kolonien  meinen  es  ernst. 
Wir  wollen  sehen,  wie  wir  unser  Zollsystem  umbauen  können,  um  dem 
entgegenzukommen  ^)."  Im  gleichen  Sinne  äußerte  sich  1895  der  liberale 
Marquisvon  Riponin  seinem  Rundschreiben  zu  der  Resolution 
der  Kolonialkonferenz  von  Ottava,  auf  der  die  Zolleinigung  beraten 
worden  war.  Eine  Zolleinrichtung  auf  der  Grundlage  des  inneren  Frei- 

^)  Ratgen:  ,,Uber  den  Plan  eines  britischen  Reichszollvei^eins,"  Preußische  Jahr- 
bücher 1896,  S.  519. 
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handels  wäre  ,,im  Prinzip  einwandfrei"  und  —  wenn  ausführbar, 
—  gewiß  wirksam,  die  Einheit  des  Reiches  zu  sichern  und  seinen  Fort- 
schritt und  Bestand  zu  fördern.  Da  die  Kolonien  aber  einem  solchen 
Plane  nicht  zustimmen,  sei  es  unnötig,  die  praktischen  Schwierigkeiten 
zu  erörtern,  die  seiner  Verwirklichung  im  Wege  ständen.  Die  Kolonien 
\\  urden  je  länger  desto  schutzzöUnerischer,  weil  sie,  so  weit  es  nur  möglich 
ist,  eigene  Industrien  zu  erziehen  suchen  und  heute  noch  erziehen 
Wenn  einige  Kolonien  England  eine  Zollbevorzugung  gewährten,  so 
richteten  sie  es  so  ein,  daß  sie  vorerst  die  Zölle  erhöhten  und  erst  dann 
die  Begünstigung  einräumten.  Es  kommt  aber  nicht  auf  die  Differenz 
als  solche  an,  sondern  auf  die  Höhe.  Ein  freihändlerischer  Gegen- 
reformer meint  daher  beißend :  dem  Mutterlande  werde  gnädigst  gestattet, 
sich  innerhalb  einer  äußeren  Mauer  zu  bewegen,  aber  es  finde  eine  innere 
Mauer  vor,  höher  als  jemals,  und  um  diese  gehe  es  herum,  in  einer  Sack- 
gasse steckend  und  sich  einbildend,  den  australischen  Markt  zu  ge- 
winnen 2).  Chamberlain  aber  wollte  eine  Sicherung  der  kolonialen 
Märkte  für  die  englische  Industrie.  In  seiner  Rede  zu  Glasgow  1903 
setzte  er  auseinander,  die  Kolonien  hätten  bis  dahin  zum  Teil  die  sekun- 
dären Industrien  großgezogen,  daher  sei  es  jetzt  höchste  Zeit  zur  Inter- 
vention, sonst  werden  sie  auch  Luxusindustrien  entwickeln,  und  dann 
sei  es  schon  überhaupt  zu  spät.  ,,  Jetzt  können  wir  noch  intervenieren, 
wir  hätten  es  aber  mit  größerem  Erfolg  vor  zehn  Jahren  tun  können. 
Ob  wir  es  in  zwanzig  Jahren  mit  irgendeinem  Erfolg  oder  überhaupt 
tun  können,  —  das  ist  mir  sehr  zweifelhaft."  Die  Deduktionen  C  h  a  m  - 
b  e  r  1  a  i  n  s  zeigen  deutlich,  worauf  es  ihm  ankam.  In  Kanada,  Austra- 
lien usw.  sollten  keine  ,, unnatürlichen"  Industrien  entstehen;  es  ist  der 
alte  Sirenengesang,  den  man  gegenüber  reinen  Agrarländern  anzu- 
stimmen pflegt  (A.Wagner).  Chamberlain  wandte  sich  in  jener 
Rede  in  Glasgow  flehentlich  an  die  Kolonien,  sie  möchten  doch  für  die 
Industrieprodukte,  in  welchen  England  eine  ausgesprochene  Produktions- 
fähigkeit besitze,  die  Zollmauern  nicht  erhöhen.  ,,Tut  das,  weil 
wirVetternsind,  soweit  dies  ohne  Schädigung  eines  erheblichen 
Interesses  möglich  ist,  —  weil  es  für  das  Reich  als  Ganzes  genommen 
gut  ist."  Die  Kolonien  aber  schienen  vielmehr  in  der  weiteren  Indu- 
strialisierung ihrer  Länder  ein  erhebliches  Interesse  zu  finden  und 
erhöhten  zu  diesem  Zwecke  immer  mehr  ihre  ,,ErziehungszöUe".  Sie 
sind  eben  emporsteigende  Rohstoffgebiete,  welche  —  wie  die  Geschichte 

1)  Sartorius  von  Waltershausen,  S.  396. 

2)  Enver  Todd,  zitiert  bei  Jastrow:  „Handelspolitik",  S.  133. 
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zeigt  ■ —  stets  bestrebt  sind,  sobald  sie  in  ihrer  Handelspolitik  freie  Hand 
bekommen,  ihren  ,, industriellen  Arm"  zu  entwickeln.  Nur  durch  Zwang 
können  heute  die  Agrargebiete  in  ihrem  Industrialisiemngsprozeß  auf- 
gehalten werden.  (,,Gebt  Irland  Honierule  und  gebt  ihm  die  Macht,  und 
es  wird  das  schutzzöllnerischste  Land  der  Welt  sein.  Es  würde  sich  nicht 
nur  gegen  Amerika,  Deutschland  oder  Frankreich,  sondern  auch  gegen 
England  schützen.")  Diesen  Zwang  aber  kann  England  bei  den  Selbst- 
verwaltungskolonien nicht  mehr  anwenden,  sondern  ist  auf  die  Künste 
der  Überredung  angewiesen  Die  Ermäßigung  des  Zollschutzes  in  den 
Kolonien  gegenüber  dem  industriellen  England  war  das  sine  qua  non 
für  das  Zustandekommen  der  Zollunion  und  des  preference  System,  sonst 
war  für  England  alles  zwecklos;  aber  gerade  das  wollten  die  Kolonien 
nicht. 

Doch  auch  England  müßte  sein  bisheriges  Zollsystem  aufgeben, 
sollte  der  ganze  Plan  der  Zollbewegungspolitik  Wirklichkeit  werden. 
Solange  England  am  Freihandel  festhält,  ist  die  Ausführung  der  Bevor- 
zugungspolitik unmöglich  und  für  die  Kolonien  auch  ohne  Interesse. 
Die  Bevorzugung,  die  England  den  Kolonien  zuteil  werden  ließe,  müßte 
nicht  industrieller,  sondern  agrarischer  Natur  sein.  England  sollte  Zölle 
auf  agrarische  Produkte,  besonders  auf  Lebensmittel  einführen,  die  sich 
lediglich  auf  die  Einfuhr  aus  reichsfremden  Agrargebieten  erstrecken 
würden;  die  Agrarprodukte  aus  den  Kolonien  dürften  den  englischen 
Lebensmittelmarkt  zollfrei  betreten;  m.  a.  W.  den  kolonialen  Agrariern 
würde  auf  dem  großen  englischen  Lebensmittelmarkt  eine  Monopol- 
stellung geschaffen.  Hier  liegt  auch  die  Erklärung,  warum  die  kanadischen 
Agrarier  zum  Teil  für  diesen  Plan  eingenommen  waren.  Aber  für  Lebens- 
mittelzölle, welche  hier  die  notwendige  Voraussetzung  für  das  Zustande- 
kommen der  ganzen  Zollbewegungsidee  bildeten,  war  bis  jetzt  in  England 
keine  parlamentarische  Majorität  zu  haben.  Dies  ist  die  erste  Klippe, 
an  der  in  England  selbst  die  preference-Politik  scheitern  mußte. 

Die  Monopolisierung  des  großen  englischen  Lebensmittelmarktes, 
des  größten  der  Welt,  zugunsten  seiner  Kolonien  würde  übrigens  ohne 
weiteres  den  Kampf  oder  Reibungen  mit  allen  übrigen  Agrargebieten 
der  Welt  hervorrufen.  Ebenso  würden  die  englischen  Selbstverwaltungs- 
kolonien in  ihrem  agrarischen  Teile  Gegenmaßregeln  seitens  der  übrigen 
Industriestaaten  zu  gewärtigen  haben,  wenn  sie  der  englischen  Industrie 
eine  Monopolstellung  auf  ihren  Märkten  gewähren  würden. 


1)  Vgl.  Schulze-Gävernitz,  S.  219. 
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Noch  ein  sehr  wichtiger  Gesichtspunkt  kommt  hinzu,  der  von  den 
Zollunionisten  und  ZoUbegünstigungspohtikern  gewöhnhch  umgangen 
und  mißachtet  wird,  der  aber  schwer  hindernd  ins  Gewicht  fällt :  d  i  e 
Finanzen.  Die  Zollpolitik  ist  besonders  heute  ein  sehr  wichtiger 
integrierender  Teil  der  Finanzpolitik  eines  jeden  Staates.  In  den  Ein- 
nahmebudgets spielt  der  Posten  aus  den  Zöllen  eine  bedeutende  Rolle; 
hier  stehen  Handels-  und  Finanzpolitik  in  engster  Gemeinschaft  und 
wirken  gegenseitig  aufeinander  ein.  Keine  Ausnahme  hiervon  bilden 
die  autonomen  englischen  Kolonien;  als  autonome  Staaten  sind  sie  in 
der  Handhabung  ihrer  Finanzpolitik  vollständig  unabhängig,  und  die 
Einnahme  aus  den  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  macht  den  größten 
Teil  ihrer  Gesamteinnahmen  aus.  Der  australische  Bund  z.  B.  erzielt 
heute,  bei  einem  Gesamteinkommen  von  i8  Millionen  £  13  Millionen  £ 
aus  Zöllen  und  Verbrauchsabgaben  Da  aber  ein  großer  Teil  des  austra- 
lischen Handels,  wie  derjenige  der  übrigen  Kolonien,  sich  mit  dem  Mutter- 
lande abwickelt,  so  ist  klar,  daß  die  Kolonien  es  sich  schon  aus  finanziellen 
Gründen  zehnmal  überlegen  werden,  bevor  sie  ihre  Zölle  dem  Mutter- 
lande gegenüber  mäßigen  oder  gar  aufheben. 

Zusammenfassend  ist  zu  sagen,  daß  sich  die  These  Grunzeis, 
wonach  die  imperialistische  Handelspolitik  Englands  die  wirtschaftliche 
Einigung  des  ganzen  Reiches  bezweckt,  nicht  rechtfertigt.  Es  ist  richtig, 
daß  innerhalb  des  englischen  Imperialismus  Anläufe  in  dieser  Richtung 
zu  beobachten  waren;  sie  sind  aber  bis  jetzt  wegen  politischer,  ökono- 
mischer und  finanzpolitischer  Hindernisse  zu  keiner  Bedeutung  gelangt. 
Die  Tendenzen  waren  da,  aber  die  Gegentendenzen  erwiesen  sich  als 
stärker. 

• 

b)  Der  australische  Zollbund. 

Bevor  wir  uns  den  beiden  anderen  Weltreichen  zuwenden,  wollen 
wir  uns,  anschließend  an  Großbritannien,  mit  einem  Wirtschaftsgebiet 
befassen,  das  innerhalb  des  britischen  Weltreiches  selbst  sich  verein- 
heitlichte. 

Während  die  Bewegung  für  einen  britischen  Reichszollbund  ab- 
flaute, entstanden  innerhalb  des  Reiches  selbst  einige  ausgedehnte  ein- 
heitliche Wirtschaftsgebiete.  1867  schon  hatte  sich  das  Wirtschafts- 
gebiet Kanada  gebildet,  femer  das  südafrikanische  Zollgebiet,  zu  welchem 


Bonn:  „Die  Organisierung  des  britischen  Weltreiches",  Leipzig  1913,  S.  80. 
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die  Kolonie  Natal  erst  1899  hinzukam.  Im  folgenden  soll  uns  der  austra- 
lische Zollbund  beschäftigen,  der  erst  recht  die  Kräfte  aufzeigt,  die  an 
der  Schwelle  des  neuen  Jahrhunderts  diesen  Zollverein  hervorbrachten  i). 

Am  I.  Januar  1901  vereinigten  sich  die  sechs  australischen  Kolonien: 
Neusüdwales,  Victoria,  Queensland,  Südaustralien,  Westaustralien  und 
Tasmanien  zu  einem  unauflöslichen  Bunde,  zum  ,, Common- 
wealth of  Australia".  An  jenem  Tage  wurden  sämtliche  Zollmauem 
innerhalb  der  genannten  Kolonien  niedergelegt  und  sämtliche  Zollämter 
der  Peripherie  in  die  Verwaltung  des  neuen  Bundesstaates  übergeführt. 
Aber  nicht  die  Zollämter  allein,  sondern  sämtliche  Verkehrsanstalten 
und  —  hier  ist  der  springende  politische  Punkt  —  auch  das  Kommando 
über  die  militärischen  Streitkräfte  in  den  verschiedenen  Kolonien 
Australiens  wurden  zur  Sache  des  Bundes  proklamiert.  Mit  anderen 
Worten:  Australien  wird  nicht  nur  ein  geeinigtes  W  irtschafts- 
gebiet  auf  der  Grundlage  inneren  Freihandels, 
sondern  darüber  hinaus  ein  Einheitsstaat  mit  einer  zentralistischen 
Gesetzgebungs-,  richterlichen  und  Vollziehungsgewalt,  ein  politisches 
Gebilde,  das  die  wichtigsten  Funktionen  des  modernen  Staates  in  sich 
vereinigt. 

Wir  würden  den  Rahmen  unserer  Untersuchung  überschreiten, 
wenn  wir  hier  eine  ausführliche  Schilderung  des  Entstehungsprozesses 
des  australischen  Staats-  und  Wirtschaftsgebietes  geben  wollten,  und 
verweisen  darum  auf  die  Angaben  im  Literaturverzeichnis  über  England 
und  Australien  Für  uns  kommt  es  auch  hier  einzig  darauf  an,  den 
Hauptkräften  nachzugehen,  die  zur  Verwirklichung  der  australischen 
Zollunionsidee  geführt  haben. 

Der  Vereinheitlichungsprozeß  in  Australien  weist  eine  Verhältnis-, 
mäßig  lange  Geschichte  auf.  Diese  beginnt  mit  dem  Jahre  1849 
findet  ihren  formellen  Abschluß  im  Jahre  1901.  Solange  einzelne  Kräfte 
an  der  Verwirklichung  des  Einheitsgedankens  tätig  waren,  vermochten 
sie  die  Realisierung  desselben  nicht.  Es  bedurfte  einer  Kooperation  von 
Kräften  politischer,  wirtschaftlicher  und  finanzpolitischer  Natur,  um 
den  Einheitsgedanken  aus  der  Welt  der  Ideen  in  die  Wirklichkeit  um- 
zusetzen; ferner  mußten  sich  nationalpolitische  Gefühle  hineinverbinden, 
die  den  Einheitsgedanken  in  den  Massen  des  australischen  Volkes  populär 


1)  Vgl.  Rathgen:  „Die  englische  Handelspolitik  am  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts", 
Leipzig  1901,  S.  164. 

*)  Die  Literatur  über  die  Geschichte  des  jungen  australischen  Bundesstaates  ist  übrigens, 
soweit  uns  bekannt,  noch  sehr  dürftig. 
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machten.  Erst  nachdem  alle  Einzel  versuche  mißlungen  und  die  ganze 
Einigungsfrage  auf  eine  national-  politische  Grundlage  gestellt 
worden  war,  indem  man  sich  der  gemeinsamen  Abstammung  und  der 
gemeinsamen  Zugehörigkeit  erinnerte,  und  nachdem  man  die  Stärke  der 
national-zentralistischen  Staaten,  vor  allem  Deutschlands  und  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  eingesehen  hatte,  erst  dann,  etwa 
mit  dem  Jahre  1884,  begann  die  Einheitsbewegung  eine  aufsteigende 
Linie  zu  nehmen. 

Damals  trat  Sir  Henry  Parkes,  derjenige  Staatsmann,  der 
sich  um  die  EinigTing  Australiens  besonders  verdient  gemacht  hat,  mit 
dem  Projekt  der  Errichtung  eines  Bundesparlamentes,  Bundesgerichtes 
und  gemeinsamer  Verteidigung  hervor:  Die  handelspolitischen  Gegen- 
sätze zwischen  den  schutzzöllnerischen  industriellen  Kolonien  und  den 
freihändlerischen  Agrarkolonien  1)  müßten  zurücktreten  gegenüber  der 
alles  überschattenden  Wichtigkeit  der  Schaffung 
einerlebendigen,  einigen,  nationalen.  Existenz  2). 
In  erster  Linie  hatte  man  Föderalist  zu  sein  und  nachher  Freihändler. 
Auf  der  wichtigsten  Konferenz  vom  Jahre  1890  in  Melbourne  erklärte 
Sir  Henry  Parkes:  ,,Der  rote  Faden  der  Blutsverwandtschaft 
zieht  sich  durch  alle  australischen  Kolonien  hindurch",  —  und  daher 
müßten  die  Hindernisse  des  gemeinsamen  ZoUtarifes,  dieses  ,,Lion  of  the 
path",  überwunden  werden  ^). 

In  den  folgenden  Jahren  wurde  die  Einheitsforderung  immer  mehr 
in  die  politischen  Parteiprogramme  aufgenommen.  Im  Programm  der 
Arbeiterpartei  hieß  es,  sie  wünsche  ,,a  federation  on  a  National  and  not 
an  Imperial  basis"  *).  Die  Forderung  eines  nationalen  Australien  wird 
allgemein.  ,,The  young  Australians  hungered  for  unity,  for  a  wider 
public  sphere,  for  a  broader  national  life."  Sozialpolitische  Gesichts- 
punkte und  solche  des  Verkehrs,  sowie  Rücksichten  des  öffentlichen 
Kredites  vereinigten  sich  zur  starken  Wirkung  in  der  Richtung  der 
Einigung 


1)  Vgl.  über  diesen  Gegensatz:  Fuchs,  S.  2ijü.;  ferner  Krauel:  „Die  Entstehung  und 
Bedeutung  des  australischen  Bundesstaates",  Preußische  Jahrbücher  1902 ;  ferner  Schachner; 
J.Australien  in  Politik,  Wirtschaft  und  Kultur",  Jena  1909,  S.  141  ff. 

*)  Vgl.  Fuchs,  S.  215;  Krauel,  S.  23;  Bonn,  S.  82ff.;  Schachner,  S.  i3ff.; 
ferner  Emil  Jung:  „Konföderation  der  austsalischen  Kolonien",  Deutsche  Rundschau  1901. 

^)  Vgl.  Krauel,  S.  26;  Schachner,  S.  14. 

*)  Vgl.  Reeves:  ,,W.  P.  State  Experiments  in  Australia  and  Nevv-Zealand",  London 
1902  (2  Bde.),  Bd.  I,  S.  153;  Schachner,  S.  238. 
8)  Vgl.  Reeves,  S.  I5iff. 
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Zu  diesen  Momenten  der  inneren  Politik  trat  von  außen  her  die  hohe 
Politik  der  Großstaaten,  die  unter  dem  Banner  des  von  uns  definierten 
Imperialismus  stand,  und  trug  zur  Zusammenfassung  der  australischen 
Kolonien  nicht  wenig  bei.  So  wirkten  die  Gerüchte  über  Annexions- 
gelüste Deutschlands  und  Frankreichs  in  der  Südsee,  welche  die  Australier 
als  zu  ihrer  Domäne  gehörend  betrachteten,  mit  in  der  Richtung  der 
Einheitsbestrebungen  i). 

Übrigens  ist  gerade  hier  auch  der  englischen  Regierung  nicht  zu  ver- 
gessen: sie  hatte  seinerzeit,  als  einige  australische  Kolonien  Rezipro- 
zitätsverträge abschlössen,  die  Ratifizierung  derselben  abgelehnt.  Lord 
Kimberley,  der  englische  Kolonialminister,  erklärte  in  seinem 
Rundschreiben  an  die  australischen  Kolonien  vom  19.  April  1872,  er 
lehne  die  kolonialen  Forderungen  in  bezug  auf  die  Gegenseitigkeitsver- 
träge ab,  weil  sie  als  Differenzialverträge  dem  Prinzip  des  Freihandels 
widersprächen.  Ganz  anders  stünde  es  mit  einem  australischen 
Zollbunde  2).  Und  J.Chamberlain,  der  Vorkämpfer  des  miß-^ 
lungenen  ,,Greater  Britain"  war  es,  der  in  seiner  Eigenschaft  eines  eng- 
lischen Kolonialministers  dem  ,,Greater  Australia"  im  Jahre  1899  sein 
Siegel  aufsetzte.  Während  sein  Ruf:  ,,Tut  es,  weil  wir  Vettern  sind,"  mit 
dem  er  die  Kolonien  um  Mitarbeit  bei  der  Bildung  eines  britischen  Reichs- 
zollgebietes angefleht  hatte,  wirkungslos  verklungen  war,  sah  er  ein 
großes  nationales  Wirtschaftsgebiet  entstehen;  und  die  Staatsmänner 
konnten  dann  stolz  verkünden:  die  Idee  einer  großen  australischen,  zur 
Erfüllung  weltgeschichtlicher  Aufgaben  berufenen  Nation  sei  verwirk- 
licht worden^);  oder:  ,,Zum  ersten  Male  in  der  Weltgeschichte  gibt  es 
eine  Nation  für  einen  Kontinent,  und  einen  Kontinent  für  eine  Nation 

Das  treibende  Motiv  bei  dem  engen  Zusammenschluß  der  austra- 
lischen Kolonien  war  also  eine  Kombination  von  Interessen,  die  darauf 
ausging,  durch  radikale  Beseitigung  der  Zollmauern,  also  durch  inneren 
Freihandel,  der  aufstrebenden  ökonomischen  Entwicklung  der  einzelnen 
Kolonien  Vorschub  zu  leisten,  und  durch  den  Zusammenschluß  der 
Kolonien  den  nationalen  Bundesstaat  zu  erreichen. 

Es  liegt  nahe,  aus  dem  Werdegang  des  australischen  Bundesstaates 
und  Wirtschaftsgebietes  die  Analogie  zum  deutschen  Zollverein  und  dem 


1)  Vgl.  Jung,  S.  2iff.;  Krauel,  S.  2^ü.;  Schachner,  S.  13!. 

-)  Vgl.  Fuchs,  S.  215. 

3)  Vgl.  Krauel,  S.  23;  Bonn,  S.  82. 

*)  Edmond  Barton,  zitiert  bei  Krauel,  S.  41;  Schachner,  S.  13. 
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aus  ihm  später  hervorgegangenen  Deutschen  Reiche  durchzuführen. 
Der  Unterschied  wäre  der,  daß  dort  die  Reichseinheit  aus  oder  nach 
der  „Handelseinheit"  folgte,  während  hier  die  beiden  Vorgänge  gleich- 
zeitig ineinandergreifend  wirkten.  Dieser  Unterschied  ist  aus  den  be- 
sonderen historischen  Bedingungen  zu  erklären.  Im  übrigen  aber  wurden 
im  deutschen  Zollvereine  sowohl  als  auch  im  australischen  ,, Common- 
wealth" Volksstämme  vereinigt,  die  schon  früher  zusammengehört 
hatten.  Dort  war  es  ein  Friedrich  List,  welcher  der  ökonomisch 
und  politisch  notwendig  gewordenen  Bewegung  mit  dem  Ideal  der 
Nation  voranleuchtete,  während  hier  die  australischen  Staatsmänner  die 
Führer  waren,  die  die  allgemeine  Uberzeugung  zu  schaffen  verstanden, 
daß  ,,das  zusammengeschweißte  Commonwealth  die  Kraft  und  Fähigkeit 
zur  nationalen  Wirtschaftspolitik"  haben  werde  Die  nationale  Wirt- 
schaftspolitik war  ein  Haupttrieb,  der  dem  neuen  Zollbunde  und  Bundes- 
staate zum  Siege  verhalf,  aber  zugleich  der  Idee  des  ,,Greater  Britain" 
den  Weg  zum  Erfolg  versperrte. 

c)  Die  Panamerikanischen  Zollunionsbestrebungen. 

Der  Wunsch  nach  Vergrößerung  des  Wirtschaftsgebietes  tat  sich 
auch  in  den  Vereinigten  Staaten  kund.  Als  ideologische  Grundlage  diente 
dazu  die  bekannte  Monroe-Doktrin,  die  im  Jahre  1828  vom  Präsidenten 
Monroe  im  politischen  Sinne  proklamiert  wurde.  Auf  Grund  der 
Formel:  Amerika  den  Amerikanern"  sollte  eine  Zollunion  aller  amerika- 
nischen Staaten  zustande  gebracht  werden. 

,, Jenseits  des  Ozeans  bildet  sich  unter  der  tatkräftigsten  Ägide 
der  Vereinigten  Staaten  ein  panamerikanischer  Bund,  der  115  Millionen 
Menschen  umfaßt  und  zudem  außerordentlich  entwicklungsfähig  ist  2).' ■ 
,, Zentral-  und  Südamerika  sollen  zunächst  einer  wirtschaftlichen  Monroe- 
doktrin unterworfen,  die  Europäer  aus  den  dortigen  Märkten  möglichst 
entfernt  werden  3)." 

Bei  den  amerikanischen  Zollunionsbestrebungen  werden  wir  nicht 
lange  zu  verweilen  haben,  weil  sie  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  viel 


^)  Ministerpräsident  Deakin  1906,  zitiert  bei  Schachner,  S.  239. 

*)  Grunzel:  „Ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  Deutschland",  Referat,  Verhandlungen 
der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte,  1900. 

Schmoller:  ,,Die  Wandlungen  in  der  europäischen  Handelspolitik  des  XIX.  Jahr- 
hunderts", eine  Sekularbetrachtung,  1900. 
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schwächere  Nebenströmung  des  ImperiaHsmus  darstellen,  als  in  England. 
Die  englischen  Zollunionsbewegungen  erstrebten  die  engere  politische 
und  wirtschaftliche  Zusammenfassung  von  Staaten,  die  wenigstens 
völkerrechtlich  einen  Staat  bilden.  Anders  bei  den  panamerikanischen 
Zollunionsbestrebungen :  hier  sollten,  unter  Ausscheidung  der  heiklen  poli- 
tischen Frage,  völlig  selbständige  Staaten  in  einer  wirtschaftlichen  Union 
zusammengeschlossen  werden.  Die  Monroedoktrin  wurde  und  wird  auch 
jetzt  noch  von  den  Staatsmännern  der  nordamerikanischen  Staaten  in 
ihren  Reden  und  Kundgebungen  erwähnt;  meistens  sind  es  politische 
Gesichtspunkte  oder  Ereignisse,  die  dazu  Anlaß  bieten. 

Im  Jahre  1884,  zu  einer  Zeit,  wo  die  Vereinigten  Staaten  noch 
keinen  modernen  Imperialismus  trieben,  wo  ,,der  Gang  übers  Meer" 
noch  nicht  getan  war,  machte  der  Staatssekretär  B  1  a  i  n  allen  amerika- 
nischen Staaten  den  Vorschlag,  eine  panamerikanische  Konferenz  zur 
Beratung  verschiedener  politischer  und  wirtschaftlicher  Fragen,  die  die 
amerikanischen  Staaten  angehen,  einzuberufen.  In  seinem  Schreiben 
hieß  es  unter  anderem:  ,, Unsere  auswärtige  Politik  sollte  eine  amerika- 
nische Politik  im  weiesten  Sinne  des  Wortes  sein,  —  eine  Politik 
des  Friedens,  der  Freundschaft  und  der  kommerziellen  Entwick- 
lung." Zweck  der  Konferenz  sollte  dasStudiuraderMöglich- 
keit  einer  Zollunion  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  dem  lateinischen  Amerika,  oder  doch 
wenigstens  der  Mittel  zur  Entwicklung  der  Handelsbeziehungen  und  des 
Verkehrs  zwischen  diesen  Ländern,  sein  1).  Fünf  Jahre  später  trat  die 
erste  Konferenz  in  Washington  zusammen  und  wurde  feierlich  von 
B  1  a  i  n  eröffnet,  der  die  Friedenspolitik  als  die  Richtschnur  der  amerika- 
nischen Politik  proklamierte:  ,,Wir  glauben,  daß  die  Freundschaft  und 
nicht  die  Macht  die  Politik  innerhalb  und  zwischen  den  amerikanischen 
Staaten  leiten  sollte."  —  Die  Kommission  verstand  unter  einer  amerika- 
nischen Zollunion  die  Vereinigung  der  verschiedenen 
amerikanischen  Nationen  zwecks  freien  Austausches  ihrer 
Produkte  nach  einem  einheitlichen  Zolltarifsystem  mit  gleichmäßiger 
Verteilung  der  nach  diesem  System  erhobenen  Zölle.  Man  sieht,  die 
Kommission  dachte  an  eine  wirkliche  Zollunion,  die  auf 
Grund  des  Freihandels  innerhalb  des  ganzen  amerikanischen  Gebietes 
aufgebaut  werden  sollte,  nach  Art  des  gegenwärtigen  Wirtschaftsgebietes 
der  Vereinigten  Staaten.  Dieses  Projekt  wurde  aber  von  vornherein  als 


1)  Büchi:  „Die  Panamerikanischen  Konferenzen",  Dissertation  Zürich  1914,  S.  2. 
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11  n  diskutabel  erklärt.  Die  Annahme  dieses  Projektes  —  hieß  es  — 
würde  eine  völlige  Revision  der  Tarifgesetze  sämtlicher  achtzehn  amerika- 
nischer Republiken  erfordern  Damit  war  die  Idee  einer  allamerika- 
nischen Zollunion  für  nicht  lebensfähig  erklärt.  Es  begann  hierauf  die 
uns  bekannte  Suche  nach  Zwischenformen  oder  Surrogaten  einer  Zoll- 
union. Auf  der  zweiten  Konferenz,  die  sich  erst  nach  zwölf  Jahren  ver- 
sammelte (1901),  wurde  eine  Kommission  eingesetzt  zur  Beratung  der 
Frage  von  Reziprozitätsverträgen  unter  den  amerikanischen  Staaten. 
Als  Resultat  schlug  die  Kommission  dem  Plenum  eine  in  allgemeiner 
Form  gehaltene  Resolution  vor;  also  auch  zu  einer  Einigung  in  der 
Zwischenform  der  Gegenseitigkeitsverträge  gelangte  man  nicht.  —  Auf 
der  dritten  panamerikanischen  Konferenz  im  Jahre  1906  wurde  diese 
Zwischenform  nicht  einmal  mehr  vor  das  Plenum  gebracht,  sondern  in 
der  Kommission  begraben  mit  der  Begründung :  es  wäre  unklug,  auf  die 
Beratung  von  Prinzipien  des  Handelsverkehrs  zwischen  den  Republiken 
einzutreten,  oder  der  Konferenz  Resolutionen  vorzuschlagen  mit  Bezug 
auf  irgendeine  allgemeine  Form  der  Handelspolitik,  oder  auch  nur  eine 
Resolution  anzunehmen,  die  auf  irgendeine  Weise  die  nötige  Aktions- 
freiheit hindern  könnte,  die  erforderlich  sei,  damit  die  amerikanischen 
Staaten  ihre  Handelspolitik  ihren  verschiedenen  Zielen  und  Bedürfnissen 
anzupassen  vermögen  -).  Statt  einer  Zollunion  oder  irgendeiner  anderen 
Form  der  Union  wurden  Dinge  beraten,  die  im  Vergleich  zum  Problem 
einer  Zollunion  ganz  belanglos  waren,  wie  Maßnahmen  für  bessere  Ver- 
bindungsmöglichkeiten zwischen  den  verschiedenen  amerikanischen 
Staaten  u.  a.  m.  —  Auf  der  vierten  panamerikanischen  Konferenz  wurde 
überhaupt  von  der  Handelsunion  nicht  mehr  gesprochen.  —  Somit 
haben  wir  hier  die  gerade  Entwicklungslinie  des  Absterbens  einer  Zoll- 
unionsidee im  Verlaufe  einer  verhältnismäßig  kurzen  Zeit. 

Die  Ursachen  dieses  Todes  sind  auch  hier,  wie  bei  den  britischen 
Zollunionsbestrebungen,  vor  allem  politischer  und  schließlich  finanz- 
politischer Natur.  Die  süd-  und  mittelamerikanischen  Republiken 
klammern  sich  alle  an  die  Selbständigkeit  ihrer  Staaten  und  wollen  auf 
die  ,, nötige  Aktionsfreiheit"  in  der  Handelspolitik,  d.  h.  vor  allem  in  der 
Finanzpolitik,  nicht  verzichten.  Daß  sie  an  die  These  B  1  a  i  n  s  ,  es  solle 
Freundschaft  und  nicht  die  Macht  die  Politik  zwischen  den  amerika- 
nischen Staaten  leiten,  nicht  gut  glauben  konnten  und  wollten,  ist  an- 


1)  Büchi,  S.  24. 
^)  Büchi,  S.  107. 
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gesichts  der  harten  politischen  Wirkhchkeit  ohne  weiteres  zu  begreifen. 
Diese  süd-  und  mittelamerikanischen  Staaten  werden  sich  wohl  erinnert 
haben,  daß  der  Annexion  von  Hawaii  ein  Reziprozitätsvertrag  voran- 
gegangen war. 

Außer  den  politischen  waren  die  auf  beiden  Seiten  liegenden  ökono- 
mischen Schwierigkeiten  nicht  weniger  unüberbrückbar  i).  Die  süd-  und 
mittelamerikanischen  Staaten  stehen  in  einem  sehr  regen  Handels-  und 
«inem  noch  viel  regeren  Finanzverkehr  mit  den  europäischen  Groß- 
staaten :  v^^ürden  sie  eine  ökonomische  Union  mit  den  Vereinigten  Staaten 
eingehen,  so  würden  sie  sich  —  abgesehen  von  dem  politischen  Resultat 
—  in  einem  Netze  von  wirtschaftlichen  Retorsionsmaßregeln  gefangen 
sehen.  —  Die  ökonomischen  Schwierigkeiten  für  die  Bildung  einer  pan- 
amerikanischen Zollunion  sind  jedoch  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst 
nicht  gering:  die  Industriellen  Nordamerikas  würden  natürlich  mit 
Freuden  die  übrigen  amerikanischen  Märkte  monopolisieren,  aber  die 
nordamerikanischen  Agrarier  würden  sich  sicher  diesem  Plane  ,,mit  der 
dem  Bunde  der  Landwirte  eigenen  Energie"  entgegenwerfen:  ,,Sie 
wollen  nämlich  nicht,  daß  man  aus  ihrer  Haut  die  Riemen  schneide, 
mittels  deren  Panamerika  zusammengeschlungen  werden  müßte" 
(Dietzel). 

Kurz,  die  Gegensätze  sind  so  groß,  daß  das  Unterwerfen  unter  die 
wirtschaftliche  Monroedoktrin  nur  ,,der  Degen  eines  Unionsgenerals  be- 
sorgen könnte,"  d.  h.  wenn  die  panamerikanische  Frage  aus  der  Sphäre 
des  Konferenzen- Imperialismus  —  des  Widerspruchsvollsten,  was  man 
sich  nur  denken  kann  — ■  in  die  Sphäre  der  von  uns  oben  erkannten 
imperialistischen  Hauptlinie  verlegt  würde.  Übrigens  zeigten  die  ver- 
schiedenen Interpretationen  der  Monroedoktrin  am  schlagendsten,  wie 
hinderlich  diese  Formel  in  ihrem  ursprünglichen  Sinne  für  die  gegen- 
wärtige Expansionspolitik  der  Vereinigten  Staaten  ist.  Die  Monroe- 
doktrin ist  eine  Idee,  die  der  politischen  Jugend,  den  Kinderjahren  der 
Vereinigten  Staaten  angehört  und  ursprünglich  hieß:  wir  wollen  uns 
nicht  in  die  europäischen,  und  die  Europäer  sollen  sich  nicht  in  unsere 
Angelegenheiten  mischen.  Heute  muß  die  Formel  eine  andere  Bedeutung 
haben;  denn, in  einem  Brief  an  Fisk  äußert  sich  Senator  Morgan: 
,,Ich  habe  weder  in  der  Geschichte  noch  in  der  Theorie  den  geringsten 
Grund  für  die  während  der  letzten  zwei  Jahre  aufgestellte  Behauptung 
finden  können,  daß  durch  unsere  neuen  Gebietserweiterungen  die 


1)  Vgl.  Dietzel:  „Theorie  der  drei  Weltreiche",  Leipzig  1900. 
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Monroedoktrin  aufgehoben  ist  i)."  Die  Monroedoktrin  wird  also  nicht 
dem  ursprünghchen  Ziele  der  Freundschaft  in  der  Politik,  sondern  den 
heutigen  Zeiten  und  den  heutigen  Methoden  der  „Ausdehnung"  ange- 
paßt. Deutlicher  noch  sprach  sich  in  bezug  auf  diese  Auffassung  der 
Entwicklung  der  Monroedoktrin  Professor  Hufcuttin  einem  Vortrag 
aus :  „Was  dürfte  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  wertvoller  erweisen :  a  1 1  e  i  - 
nige  und  unbeschränkte  Gewalt  ü  b  e  r  A  m  e  r  i  k  a  ,  oder 
eine  partielle  Gewalt  über  Asien  und  Amerika?  Sollen  wir  einen  Kon- 
tinent beherrschen,  oder  die  Herrschaft  von  zwei  Kontinenten  teilen  ?"  — 
Die  Antwort  lautete  im  Sinne  der  Beherrschung  von  zwei  Kontinenten. 

Die  Monroedoktrin  wird  jetzt  schließlich  zu  einer  Machtfrage 
erhoben;  denn,  meint  ein  amerikanischer  Handelspolitiker,  es  bestehe 
durchaus  keine  Bürgschaft  dafür,  daß  die  europäischen  Nationen  die 
Monroedoktrin  mehr  respektieren  werden,  wenn  die  Vereinigten  Staaten 
ihre  Isolierungspolitik"  beibehalten  Das  Handeln  nach  der  ursprüng- 
lichen Monroedoktrin,  d.  h.  das  Sichbeschränken  auf  Amerika,  wird 
demnach  als  Isolierungspolitik  taxiert. 

Die  Anhänger  der  panamerikanischen  Zollunion  dürften  nicht  außer 
acht  lassen,  daß  die  Idee,  die  sie  in  den  Dienst  ihrer  Bestrebungen  stellen 
woUten,  sich  inzwischen  verändert,  daß  die  Monroedoktrin  die  Friedens- 
toga abgelegt  und  einen  kriegerischen  Panzer  angezogen  hat.  Damit  ist 
sie  aber  für  die  Zollunionsidee  unwirksam  geworden.  Der  alte  Wa- 
shington hat  seinem  Volke  in  seinem  politischen  Testament  ange- 
raten, anderen  Völkern  gegenüber  den  Schwerpunkt  auf  kommerzielle 
Verbindungen  zu  legen  und  in  ,,so  geringe  politische  Beziehungen  wie 
nur  möghch  zu  treten  ^)."  Das  wäre  ein  Leitsatz,  der  sich  für  eine  Zoll- 
union eignen  würde.  Heute  ist  aber  dieses  Testament  bei  den  Ameri- 
kanern in  Vergessenheit  geraten.  Sie  schlössen  sich  dem  imperialistischen 
Hauptzug  der  Zeit  an  —  mit  dem  greifbaren  Resultat:  Erwerbung  der 
Philippinen  und  Kubas  im  Kriege  mit  Spanien.  Damit  war  die  warnende 
Stimme  des  Landesvaters  Washington  ,,in  der  Luft  des  modernen 
Imperialismus  verhallt"  (K  j  e  1 1  e  n),  —  und  hiermit,  möchten  wir 
hinzufügen,  ist  auch  die  Idee  einer  auf  friedlichem  Wege,  durch  Verträge 
und  Konferenzen  zustande  zu  bringenden  panamerikanischen  Zollunion 
in  die  ,,Luft  des  modernen  Imperialismus"  aufgegangen.   Wenn  Ger- 


1)  Fisk:  ,,Die  Handelspolitik  der  Vereinigten  Staaten  von  1890 — 1900". 

2)  Vgl.  Fisk,  S.  62. 

»)  Vgl.  Kjellen.  S.  145. 
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1  o  f  f  2)  meint :  Die  allen  Wendungen  der  amerikanischen  Politik  sich 
anschmiegende  Monroedoktrin  habe  auch  diesen  Bestrebungen  ein  natio- 
nales Pathos  verliehen,  dem  der  Erfolg  nicht  versagt  blieb,  so  dürfen 
wir  ruhig  sagen,  daß  in  bezug  auf  die  zollpolitischen  Bestrebungen  hin- 
gegen dieser  Erfolg  nicht  ersichtlich  ist.  Somit  ist  auch  die  These  Olden- 
b  e  r  g  s  ,  der  die  Bildung  eines  amerikanischen  Zollvereines  ,,mit  feind- 
licher Spitze  gegen  die  ganze  Welt"  als  eine  geschichtliche  Notwendig- 
keit bezeichnete,  bis  jetzt  zu  keiner  geschichtlichen  Wirklichkeit  ge- 
kommen. 

Rudolf  Meyer  stellte  seinerzeit  in  seinem  bekannten  Buche  2) 
das  ,, kriegerische  Europa"  der  ,, friedlichen  Union"  gegenüber,  und  rief 
diesem  kriegerischen  Europa  zu,  ob  es  denn  den  Großen  gegenüber  — 
England  mit  seinen  Kolonien,  Rußland  in  Europa  und  Asien,  Nord- 
amerika und  China  —  tatenlos  bleiben  wolle  ?  Die  europäischen  Staaten 
könnten  sich  vor  diesen  Großen  nur  ,, durch  eine  enge,  innige,  jeden 
Krieg  ausschließende  Föderation"  retten.  Eine  Union  der 
kontinental-europäischen  Mächte,  meint  R,  Meyer,, 
scheine  utopisch  zu  sein;  sie  sei  aber  ebenso  notwendig  wie  die  Her- 
stellung des  sozialen  und  kirchlichen  Friedens,  wenn  nicht  Europa 
verarmen  und  unter  die  russischeHerrschaft  fallen 
soll. 

Heute  wissen  wir  jedenfalls  soviel,  daß  die  ,, friedliche  Union"  in 
ihren  politischen  Methoden  sich  dem  kriegerischen  Europa  durchaus 
angepaßt  hat. 

d)  Das  russische  Weltreich. 

Wir  sind  nun  durch  die  Weltreichstheoretiker  und  die  auf  ihren 
Spuren  wandelnden  Zollunionsfreunde  gezwungen,  einen  unnatürlichen 
Sprung  zu  machen.  Man  tut  wahrhaftig  den  Tatsachen  — ■  besonders  den 
ökonomischen  Tatsachen  — •  eine  zu  große  Gewalt  an,  wenn  man  England, 
die  Vereinigten  Staaten  und  Rußland  nebeneinander  hinstellt  und  ein 
allgemeines  ökonomisches  Gesetz  ableitet.  Die  wirtschaftlichen  Vor- 
aussetzungen und  Möglichkeiten  dieser  Länder  nebst  den  Trägern  ihrer 
Wirtschaftspolitik  —  dem  Staat  und  den  ökonomischen  Klassen  — 

^)  Gerloff :  „Der  wirtschaftliche  Imperialismus  und  die  Frage  der  Zolleinigung  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn",  Stuttgart  1915. 

-)  R.  Meyer:  „Die  amerikanische  Konkurrenz"  (Ergebnisse  einer  Studienreise),  Berlin 

1883. 
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unterscheiden  sich  überaus  voneinander;  und  dieser  Unterschied  wird 
noch  schwerwiegender,  wenn  man  die  natürHchen  Produktionsbedingungen 
dieser  Länder  in  Betracht  zieht.  Das  alles  sind  Faktoren,  die  bei  Auf- 
stellung ökonomischer  Gesetze  einfach  nicht  übergangen  werfen  dürfen, 
die  aber  von  den  Weltreichstheoretikern  außer  acht  gelassen  werden. 

„Die  russische  Eroberungspolitik  erscheint  nur  als  ein  Seitenstück 
zum  britischen  Imperialismus  und  nordamerikanischen  Panamerikanis- 
mus;  äußerlich  in  ihren  Einzelheiten  voneinander  unterschieden,  ist  das 
letzte  Ziel  bei  allen:  die  Errichtung  eines  selbständigen,  nach  außen 
durch  hohe  Zollmauern  abgeschlossenen  Weltstaates  ^)."  Die  Er- 
oberungspolitik als  solche,  sowie  die  Umgebung  des  Staates  mit  hohen 
Schutzmauem  gehören  natürlich  in  die  Sphäre  der  imperialistischen 
Hauptlinie,  als  Maßnahmen,  die  unsere  Wirtschaftsperiode  charakte- 
risieren und  der  Zollunionsidee  gerade  entgegengesetzt  sind.  Bliebe 
somit  einzig  das  Moment  der  Autarkie.  In  der  Tat  spielte  dieses 
Argument  in  den  Agitationsschriften  und  Reden  vieler  Wirtschafts- 
politiker in  den  drei  Weltreichen  und  außerhalb  derselben  eine  große 
Rolle.  Es  fragt  sich  nur,  wie  sich  diese  Tendenz  in  der  Wirklichkeit 
durchsetzt.  In  England- z.  B.  hatte  Chamberlain  fortwährend 
davon  gesprochen,  daß  durch  die  Vereinigung  der  Greater-Britain  ein 
geschlossenes,  sich  selbst  genügendes  Reich  geschaffen  würde.  Mit  Recht 
sagt  Schulze-Gävernitz,  in  der  deutschen  Literatur  einer  der 
besten  Kenner  des  englischen  Imperialismus:  ,,Ich  halte  es  für  eine  auf 
die  Zuhörer  berechnete  Übertreibung,  wenn  Chamberlain  die  wirt- 
schaftliche Selbstgenügsamkeit  des  Reiches  als  letztes  Ziel  hinstellt  2)." 
Im  gleichen  Sinne  hält  sogar  Schm, oller,  der  1900  in  seiner  Säkular- 
betrachtung dieses  Argument  vorgebracht  hatte,  das  ,, autarke  Welt- 
reich" für  ein  Hirngespinnst 

Betrachten  wir  die  handelspolitische  Wirklichkeit  Rußlands,  so  er- 
kennen wir  auch  hier  eine  immer  zunehmende  Verflechtung  in  die  Welt- 
wirtschaft, und  das  heißt :  Rußland  entfernt  sich  immer  mehr  vom ,, Ideal" 
der  Autarkie.  Am  deutlichsten  ist  dies  an  der  seit  1900  ungeheuren 
Vergrößerung  der  russisch-deutschen  Handelsbeziehungen  zu  sehen.  Auf 
die  allgemeinen  Ursachen  der  immer  innigeren  Verflechtung  Rußlands, 
wie  der  übrigen  Volkswirtschaften  in  die  Weltwirtschaft  können  wir 


1)  Quadflug:  „Russische  Expansion  im  XIX.  Jahrhundert",  Dissertation  Zürich  1914. 

'•^)  Schulze-Gävernitz,  S.  172. 

^)  Schmoller:  ,, Chamberlain",  Jahrbuch  1904. 
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natürlich  hier  nicht  eingehen  Bei  Rußland  ist  es  besonders  die  große, 
zum  Teil  durch  seine  weltpolitischen  Bestrebungen  hervorgerufene,  inter- 
nationale Verschuldung,  die  es  in  die  Weltwirtschaft  hineinzieht  2).  In 
allen  diesen  Fragen  spielt  die  Zahlungsbilanz,  an  der  die  Zollunions- 
freunde so  hartnäckig  vorbeigehen,  eine  überaus  wichtige  Rolle. 

Die  Idee  des  sich  selbst  genügenden  Weltreiches  ist  in  Rußland  von 
den  reaktionären  Slavophilen  und  von  den  extremen  Protektionisten  und 
Nationalisten,  z.  B.  von  dem  berühmten  jetzt  verstorbenen  Chemiker 
Mendelejeff,  vertreten  worden.  Mendelejeff  wollte  Rußland 
in  einen  Industriestaat  verwandeln,  der  die  Welt  mit  Eisen  und  Kohle, 
anstatt  wie  bisher  mit  Getreide  und  Rohstoffen,  überschütte ;  die  Eisen- 
produktion, meinte  er,  kenne  keine  Mißernte,  wie  die  Produktion  von 
Getreide,  sie  leide  nicht  durch  Insekten  und  Wurmfraß. 2).  Wir  brauchen 
uns  angesichts  der  wirklichen  Entwicklung  der  russischen  Industrie  hier 
über  diese  Ansicht  nicht  länger  aufzuhalten. 

Was  die  Wirtschaftslehre  der  Slavophilen  anbelangt,  durch  welche 
die  Idee  des  ,, geschlossenen  Handelsstaates"  leidenschaftlich  vorge- 
tragen wurde,  wobei  man  die  Entwicklung  Westeuropas  betrachtete, 
,,als  spiele  sie  sich  auf  dem  Monde  ab"  (Schulze  -  Gävernitz),  so 
ist  sie  heute  in  Rußland  überwunden  Schulze-Gävernitz 
meinte  in  seinem  Werke,  die  Idee  des  ,, geschlossenen  Handelsstaates" 
der  Slavophilen  sei  in  Westeuropa  überwunden.  Allein  den  Weltreichs- 
theoretikern und  den  ihnen  nachfolgenden  Zollunionsfreunden  schien 
diese  ökonomisch-reaktionäre  Lehre  überlassen  worden  zu  sein. 

Das  Argument  des  angeblich  allen  drei  Weltreichen  gemeinsamen 
Zieles  der  Autarkie  ist  unhaltbar  und  konnte  —  wir  sprechen  von  der 
Zeit  bis  zum  Kriege  — ■  nicht  ernst  genommen  werden.  Wir  müssen 
Sartorius  von  Waltershausen  zustimmen,  wenn  er  sagt : 
So  in  sich  geschlossen  die  Theorie  von  der  Selbstgenügsamkeit  der  Welt- 
reiche auftritt,  —  die  Wirklichkeit  hat  sie  bis  jetzt  nicht  bestätigt.  Viel- 


1)  Vgl.  darüber  Schilder:  „Tendenzen  der  Weltwirtschaft",  2  Bde.,  Jena  1913 — 1915; 
Dietzel:  ,,  Volks  Wirtschaft  und  Weltwirtschaft",  Leipzig  1900;  Harms:  ,,  Volkswirtschaft 
und  Weltwirtschaft",  Jena  1912. 

2)  Vgl.  P.  Arndt:  ,,Zum  Abschluß  eines  neuen  deutsch-russischen  Handelsvertrages", 
Leipzig  1900;  Ballod:  ,,Die  deutsch-russischen  Handelsbeziehungen",  Leipzig  1900;  Emil 
Zweig:  ,,Die  russische  Handelspolitik  seit  1877",  Leipzig  1900;  Schulze-Gävernitz: 
,, Volkswirtschaftliche  Studien  aus  Rußland",  Leipzig  1899,  S.  ii4ff. 

3)  Zitiert  bei  Ballod,  S.  295. 

*)  Vgl.  Schulze- Gävernitz,  S.  234.  Erst  kürzlich  hat  der  bekannte  russische  National- 
ökonom Tugan-Baranowsky  in  der  ,,Rjetsch"  auf  die  Unhaltbarkeit  der  Übertreibungen 
der  heutigen  extremen  Protektionisten  und  ,,Autharkisten"  in  Rußland  hingewiesen. 
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mehr  haben  die  Vereinigten  Staaten,  Rußland  und  das  britische  Empire, 
seitdem  sie  groß  und  stark  geworden  sind,  unausgesetzt  ihre  internatio- 
nalen Handels-,  Transport-,  Effekten-  und  Kreditgeschäfte  erweitert. 
Statt  Abschluß  haben  sie  Anschluß  gesucht  und  gefunden. 

e)  Die  Zollunionsbestrebungen  in  Mitteleuropa. 

Von  nennenswerten  Zollunionsbestrebungen  in  Mitteleuropa  kann 
in  unserer  handelspolitischen  Periode,  abgesehen  von  einigen  publi- 
zistischen Erörterungen,  eigentlich  kaum  die  Rede  sein. 

Die  Frage  der  deutsch-österreichischen  Zollan- 
näherung hingegen  wurde  in  einigen  Verhandlungen  der  Gesellschaft 
der  österreichischen  Volkswirte  eingehend  behandelt.  Und  gerade  diese 
Verhandlungen  beweisen,  wie  die  einstige  Zollunionsidee,  die  im  XIX. 
Jahrhundert  Triumphe  feierte,  um  die  Jahrhundertwende  verschwand  i). 

Der  Referent  dieser  Verhandlungen,  Dr.  Gruntzel,  ging  von 
den  drei  Weltreichen  und  dem  Gesetz  der  wachsenden  Handelsgebiete 
aus,  um  dann  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  zu  empfehlen;  er  verzichtete  von  vornherein  auf  eine 
Zollunion,  suchte  nach  einer  ,, Zwischenform",  welche  sich  ,,mit  einigen 
Vorteilen  der  Zollunion  begnügt  und  dafür  alle  Gefahren  der  Zollunion 
vermeidet",  —  und  fand  sie  in  der  Form  eines  Zoll-  und  Handelsbünd- 
nisses. Darunter  verstand  er  den  Ausbau  des  Handelsvertrages  mit 
Deutschland  in  der  Richtung :  i .  einer  Befestigung  oder  Ermäßigung  der 
Zölle  auf  jene  Fabrikate,  welche  ^'m  Inlande  nicht  erzeugt  werden  und 
nicht  erzeugt  werden  können,  unter  der  selbstverständlichen  Voraus- 
setzung, daß  Deutschland  dafür  Kompensationen  bei  jenen  Industrie- 
artikeln gewähre,  die  Österreich  bereits  im  Inlande  erzeugt;  2.  einer 
Regelung  gewisser  gemeinsamer  Angelegenheiten,  wie  derjenigen  der 
Eisenbahntarife  und  der  Veterinärfragen;  3.  der  Schaffung  eines  gemein- 
samen Kollegiums  von  Fachleuten  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten 
aus  dem  Handelsvertrage  sowie  zur  Anbahnung  gemeinsamer  handels- 
pohtischer  Aktionen  nach  außen;  die  Idee  dieses  Kollegiums  wurde  am 
Beispiel  der  Haager  Friedenskonferenz  illustriert.  Gruntzels  Vor- 
schlag lief  somit  letzten  Endes  auf  einen  modifizierten  Handelsvertrag 
mit  Deutschland  hinaus,  wenn  auch  die  Form  seines  Referates  auf  etwas 


1)  Vgl.  „Ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  Deutschland",  Verhandlungen  der  Gesell 
Schaft  österreichischer  Volkswirte,  Wien  1900. 
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Höheres  hatte  schließen  lassen.  Er  mußte  daher  in  der  Diskussion  von 
einem  Redner  die  Verwunderung  aussprechen  hören  darüber,  daß  man 
sich  für  ein  Ideal  ins  Zeug  lege,  wenn  man  von  vornherein  über  seine 
Ausführbarkeit  im  Zweifel  sei.  Daraufhin  erklärte  Gruntzel  :  er 
habe  ja  gar  nicht  von  einer  Zollunion  gesprochen,  er  wolle  nicht  einmal 
die  Hauptzölle  ermäßigt  sehen.  Zur  Begründung  seines  Vorschlages 
führte  er  folgende  Argumente  für  die  ,, Annäherung"  Deutschlands  und 
Österreichs  an:  i.  die  politischen  Hindernisse  für  eine  Zollannäherung 
seien  heute  nicht  mehr  vorhanden,  da  die  Tendenz  in  der  Handelspolitik 
dahin  gehe,  Politik  und  Handelspolitik  voneinander  zu  trennen;  2.  durch 
die  Annäherung  Österreichs  an  Deutschland  würde  das  erstere  aus  dem 
Marasmus"  herausgehoben  und  in  die  große  Welt  eingeführt  werden, 
um  auf  diese  Weise  an  der  modernen  wirtschaftlichen  Expansion  teil- 
nehmen zu  können;  3.  durch  die  Annäherung  würde  die  Anomalie" 
aufgehoben,  die  darin  bestehe,  daß  der  Deutsche  sich  auf  dem  Balkan 
festsetze  in  Artikeln,  in  denen  Österreich  produktionsfähig  sei. 

Soweit  ging  der  ideale  Flug  der  Zollannäherungsidee  von  Gruntzel, 
der  in  der  Diskussion  von  vielen  Rednern,  u.  a.  von  Prof.  vonPhilip- 
povich,  mit  ergänzenden  Argumenten  unterstützt  wurde. 

Wie  reagierten  darauf  die  Kreise,  von  denen  die  Gestaltung  der 
Handelspolitik  in  Österreich  abhing  ?  — ■  Für  eine  Zollannäherung  an 
Deutschland  war  nu.r  die  absolut  exportfähige  Industrie,  die  Speziali- 
tätenindustrie wie  z.  B.  die  der  gebogenen  Möbel,  der  feinen  Glaspro- 
duktion usw.  Hingegen  war  die  Massenproduktindustrie,  hauptsächlich 
die  Textil-  und  Eisenindustrie,  weder  für  irgendwelche  handelspolitische 
Annäherung  mit  Deutschland,  noch  auch  nur  für  eine  Ermäßigung  der 
Zölle ;  sie  war  im  Gegenteil  sogar  für  eine  Erhöhung  der  bestehenden  Zölle 
und  erklärte,  auch  Deutschland  gegenüber  eine  ,, gesunde  egoistische 
Handelspolitik"  verlangen  zu  müssen.  Die  Zollunionsfrage  war  ,,t  h  e  o  - 
retisch  und  akademisch"  (Raunig)^);  in  der  Zollunions- 
idee sahen  die  Industriellen  eine  ,,Fata-Morgana",  eine  Chimäre";  man 
müsse  das  ideale  Spiel  der  Gedanken  auf  die  nüchterne  rauhe  Wirklich- 
keit zurückführen  Die  protektionistischen  Industriellen  betrachteten 
das  Vorgehen  der  Gesellschaft  der  österreichischen  Volkswirte  als  eine 
Art  handelspolitischen  Hochverrates,  weil  das  Diskutieren  der  Frage 
einer  Zollunion  zu  einer  Zeit,  wo  die  Verhandlungen  über  einen  zu- 
künftigen Handelsvertrag  eingeleitet  werden  sollten,  die  Position  Öster- 

1)  Raunig  ist  Sekretär  des  Bundes  der  österreichischen  Industriellen. 
-)  Mitteilungen  des  industriellen  Klubs,  Wien  1900,  Nr.  74. 
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reichs  bei  den  kommenden  Verhandlungen  schwäche  Die  ungarische 
Landwirtschaft  würde  natüriich  gegen  eine  Begünstigung  auf  dem 
deutschen  Markte  nichts  einzuwenden  haben,  sie  war  daher  einer  Zoll- 
annäherung nicht  abgeneigt.  Die  Frage  war  aber,  wie  sich  dazu  die 
deutsche  Landwirtschaft  stellen  würde.  Und  da  scheint  uns  ein  Dis- 
kussionsredner die  Sinnesverfassung  der  deutschen  Agrarier  richtig  er- 
faßt zu  haben,  wenn  er  sagt :  Eine  Partei,  welche  der  m^odernen  Idee  des 
Ausbaues  der  Wasserstraßen  schon  aus  dem  Grund  mit  ihrer  ganzen 
politischen  Macht  sich  entgegenzustellen  wagte,  weil  dadurch  in  der  einen 
oder  anderen  Richtung  eine  Verkehrsverschiebung  eintreten  könnte, 
würde  etwas  so  Neues  wie  eine  Volksföderation  auf  volks- 
wirtschaftlichem  Gebiete  zweifellos  auf  das  heftigste  und 
mit  Erfolg  bekämpfen  2). 

Man  war  also  mit  der  Idee  einer  österreichisch-deutschen  Zollan- 
näherung auf  einen  harten  Boden  ökonomischer  Hindernisse  gestoßen, 
einen  vielleicht  noch  steinigeren  Boden  als  den,  auf  dem  die  Greater- 
Britain-Ideen  verdorrten.  Über  diese  ökonomischen  Schmerigkeiten 
waren  die  Anhänger  der  österreichisch-deutschen  Zollannäherung  still- 
schweigend hinweggegangen;  aber  noch  ein  anderes  Moment,  das  uns 
schon  bei  den  anderen  Zollunionsbestrebungen  entgegengetreten  ist, 
hatten  sie  außer  acht  gelassen:  das  politische.  Die  politischen  Gesichts- 
punkte wurden  von  Gruntzel  im  idealen  Flug  der  Gedanken  völlig 
ausgeschieden;  und  doch  waren  gerade  zu  der  Zeit,  als  die  Zollannähe- 
rungsfrage von  der  Gesellschaft  der  österreichischen  Volkswirte  debattiert 
wurde,  die  politischen  Schwierigkeiten  in  der  Donaumonarchie  sehr  groß. 
Damals  war  in  Ungarn  eine  Strömung  für  die  Trennung  des  Zollgebietes 
von  Österreich  im  Gange 3);  davon  erwähnte  der  Referent  nichts*).  Doch 
selbst  wenn  eine  Trennung  des  österreichischen  und  des  ungarischen 
Zollgebietes  nicht  zu  befürchten  war,  weil  beide  ökonomisch  schon  zu 
sehr  aufeinander  angewiesen  ^)  und  schon  zu  sehr  ,, siamesische  Zwil- 
linge" geworden  sind,  als  daß  sie  sich  ohne  Gefahr  voneinander  trennen 
könnten,  — •  so  blieben  noch  die  politischen  Schwierigkeiten  in  der  öster- 
reichischen Reichshälfte  selbst,  ganz  abgesehen  von  den  politischen 

1)  „Neues  Wiener  Tagblatt",  zitiert  in  der  ,.Allg.  Ztg.",  München  1900,  Nr.  164. 

^)  Vgl.  „Verhandlungen",  S.  28ff.,  Rede  von  Reichsratsmitglied  Dr.  Kollischer. 
Vgl.  Francke:  ,, Zollpolitische  Einigungsbestrebungen  in  Mitteleuropa",   S.  232; 
Bunzel:  ,,Zur  Neuorientierung  der  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Österreich  und 
Ungarn",  Schmollers  Jahrbuch,  1900. 

•*)  ,, Mitteilungen",  Raunig. 

5)  Schüller:    Schutzzoll  und  Freihandel",  Leipzig,  S.  a^off. 
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Hindernissen,  die  wir  bei  den  anderen  Zollunionsbestrebungen  an- 
getroffen haben.  Endlich  noch  ein  drittes  Moment  haben  die  Freunde 
der  Zollannäherung,  wie  gewohnt,  vergessen:  das  finanzielle,  —  das 
in  Österreich-Ungarn  in  noch  viel  größerem  Maße,  wie  in  anderen 
Ländern,  als  Hindernis  in  Betracht  kommt;  denn  hier  wird  unter  dem 
Deckmantel  der  Handelspolitik  viel  fiskalische  Steuerpolitik  getrieben 
(Lecher). 

In  Österreich  waren  somit  alle  ausschlaggebenden  Faktoren  gegen 
jegliche  Bindung,  auch  gegen  Bindung  in  der  schwächsten  Form,  wie  sie 
von  Gruntzel  vorgeschlagen  worden  war. 

In  Deutschland  fiel  das  Echo  auf  die  von  der  Gesellschaft  der  öster- 
reichischen Volkswirte  igoo  debattierte  Zollannäherungsfrage  so  aus, 
daß  einer  der  eifrigsten  Verfechter  der  Annäherungsidee,  Prof.  Philip- 
p  o  V  i  c  h  ,  1901  erklärte,  er  sei  in  einem  großen  Irrtum  gewesen,  als  er 
an  die  Zollannäherung  geglaubt  habe  und  für  sie  eingetreten  sei  ^) ;  der 
neue  Entwurf  des  deutschen  ZoUtarifes  habe  ihn  eines  Besseren  belehrt 
und  zeige  ihm,  daß  in  der  Wirtschaftspolitik  wie  in  Geldsachen  überhaupt 
die  Gemütlichkeit  aufhöre ;  Philippovich  meinte  wehmütig,. 
Friedrich  List  habe  einmal  in  einer  großen  Vereinigung,  die  von 
der  Nordsee  bis  zum  Schwarzen  Meere  reiche,  das  große  Kaufhaus  Mittel- 
europas erblickt;  diese  große  Entwicklungsidee  habe  niemanden  ge- 
funden, der  sie  aufnehm.e.  — ■  Auch  die  öffentliche  Meinung  in  Deutsch- 
land reagierte  auf  die  Verhandlungen  sehr  schwach  oder  negativ.  So 
finden  wir  in  der  Münchener  Allgemeinen  Zeitung",  einem  die  herrschen- 
den Tendenzen  in  der  Handelspolitik  damals  wiederspiegelnden  Organ, 
einen  Artikel  mit  der  Aufschrift  ,  .Trügerische  handelspolitische  Hoff- 
nungen", wo  vor  den  Zollannäherungsbestrebungen  in  Mitteleuropa  ge- 
warnt wird.  Man  müsse,  heißt  es  in  jenem  Artikel,  den  eigenen  auto- 
nomen Zolltarif  recht  gut  ausbauen  und  auf  dessen  Grundlage  günstige 
Handelsverträge  abzuschließen  suchen;  im  übrigen  müßten  die  poli- 
tischen Machtmittel  (Heer  und  Marine)  ausgebaut  werden,  denn  letzten 
Endes  sei  jede  Wirtschaftspolitik  eine  Machtfrage.  Weiter  heißt  es,  kein 
selbständiger  Staat,  wie  Holland,  die  Schweiz  usw.,  werde  sich  in  eine 
Zollunion  begeben.  —  Nachdem  sich  Philippovich,  der  letzte 
Kämpe  der  Zollannäherungsidee,  von  ihr  losgesagt  hat,  dürfen  wir  diese 
Idee  in  unserer  handelspolitischen  Periode  als  erledigt  betrachten. 

Erwähnenswert  sind  noch  durch  ihre  interessante  Analyse  die  Er- 


1)  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  igoi. 
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örterungen  von  Sartorius  von  Waltershausen  in  bezug  auf 
eine  deutsch-niederländische  und  eine  mitteleuro- 
päischeZollunion^).  Aber  auch  er  ist  in  bezug  auf  die  Ausführ- 
barkeit der  Zollunionsidee  skeptisch  und  stellt  daher  auf  die  uns  bekannte 
„Zwischenform"  Gruntzelsab. 

In  den  kleinen  Staaten:  Holland,  Belgien,  der  Schweiz,  verhielt 
man  sich  zum  größten  Teil  ablehnend,  zum  Teil  wohlwollend  abwartend. 
So  schloß  Dr.  G  e  e  r  i  n  g  ,  Handelskammersekretär  in  Basel,  einige 
Aufsätze  in  der  ,, Neuen  Zürcher  Zeitung"  vom  29./30.  August  1900  mit 
den  Worten:  ,, Unter  allen  Umständen  bleibt  es  aber  von  Wert,  daß  man 
in  Deutschland  und  Österreich  die  Idee  der  Zollannäherung  so  lebhaft 
verfolgt.  An  der  Schweiz  sollte  es  nicht  fehlen,  falls  ihr  konkrete  Vor- 
schläge von  annehmbarer  politischer  und  wirtschaftlicher  Qualität  ge- 
macht werden  2)." 

Doch  auch  die  Großstaaten,  z.  B.  Deutschland,  wollten  nicht  viel 
von  diesen  Zollunionsplänen  wissen.  Schon  die  rein  formale  Seite  der 
Organisation  war  beunruhigend:  wie  sollte  das  Verwaltungsorgan  der 
Zollunion  aussehen?  —  Als  die  Frage  der  deutsch-holländischen  Zoll- 
union in  einigen  Blättern  diskutiert  wurde,  erschien  in  der  ,, Vossischen 
Zeitung"  vom  28.  September  1899  ein  bemerkenswerter  Artikel,  der  die 
Organisationsform  einer  Zollunion  treffend  einer  Unter- 
suchung unterzog,  aus  welcher  wir  die  wichtigsten  Stellen  wiedergeben 
Die  möglichen  Organisationsformen  wären :  i .  Aufhebung  der  Zollgrenze, 
Aufstellung  eines  gemeinsamen  Zolltarifes  und  einer  Zollordnung  durch 
einen  völkerrechtlichen  Handelsvertrag  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Jahren;  —  ein  solcher  Vorschlag,  meinte  die  ,, Vossische  Zeitung",  sei 
für  Deutschland  unannehmbar;  Deutschland  habe  ein  Menschenalter 
lang,  von  der  Gründung  des  Zollvereines  bis  zur  Gründung  des  Deutschen 
Reiches,  das  Elend  hinreichend  kennen  gelernt,  das  damit  verbunden 
sei,  wenn  über  die  Zollpolitik  eines  großen  Staatswesens  nicht  eine  gesetz- 
gebende Gewalt,  sondern  eine  Mehrheit  von  gesetzgebenden  Gewalten, 
zu  entscheiden  habe;  ,,der  Krieg  von  1866  hat  uns  von  diesem  elenden 
Zustande  befreit,  und  wir  werden  uns  in  ihn  nicht  zurück  stürzen". 


1)  Vgl.  „Ein  deutsch-niederländischer  Zollverein",  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft, 
1899;  ,, Beiträge  zur  Beurteilung  einer  wirtschaftspolitischen  Föderation  von  Mitteleuropa", 
Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft,  1902. 

^)  Zitiert  bei  Franc ke,  S.  247. 

^)  Zitiert  bei  Sartorius,  in  der  angegebenen  Artikelserie  der  Zeitschrift  für  Sozial- 
wissenschaft". 
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2.  Schaffung  eines  gemeinsamen  Zollparlamentes  nach  Art  der  Zoll- 
parlamente zur  Zeit  des  Norddeutschen  Bundes;  —  auch  diese  Form 
erschien  nicht  wünschenswert:  „Wir  haben  über  die  Unnatürlichkeit 
dieses  Verbandes  damals  nicht  viele  Beobachtungen  angestellt,  weil  wir 
gewußt  haben,  daß  es  nur  ein  Ubergangszustand  war,  und  daß  a  u  s  d  e  m 
Zollparlament  ein  Vollparlament  werden  würde." 

3.  Ein  Staat  macht  die  Zollpolitik,  und  der  andere  unterzieht  sich  ihr;  — 
aber  so  etwas  könne  sich  nur  ein  Zwergstaat  wie  Luxemburg  gefallen 
lassen,  ein  Staat,  der  nur  aus  geschichtlichen  Gründen  fortvegetiere  und 
nur  noch  den  Schein  eines  souveränen  Staates  trüge;  die  Niederlande 
aber  seien  ein  richtiger  Staat. 

Als  handelspolitisch  bedeutungslose  Funken  der  Zollunionsidee  sind 
die  ,,m  Ittel  europäischen  Wirtschaftsvereine"  auf- 
zufassen. Der  Führer  dieser  Vereine,  Prof.  JuliusWolf  selbst,  hat 
die  Zollunion  als  eine  bare  U  t  o  p  i  e  ,  als  ein  Gebilde  im  luftleeren  Raum 
bezeichnet ;  die  mitteleuropäische  Zollunion  sei  abgetan  Die  Ziele 
dieser  Vereine  sind  ebenso  harmloser  Natur,  wie  die  Ziele  vieler  Vereine 
dieser  Art,  z.  B.  des  deutsch-russischen  Wirtschaftsvereins  u.  a.  m. 
Meistens  suchen  sie  nach  einer  praktischen  Durchführung  verwaltungs- 
technischer Reformen,  oder  sie  wollen  Annäherungen  der  mitteleuro- 
päischen Zolltarife  und  ähnliches  mehr  erreichen  2). 
*  Zur  Vervollständigung  dieses  Bildes  der  Zollunionsideen  zur  Zeit 
des  Imperialismus  wollen  wir  noch  zwei  Zollunionsgedanken  erwähnen, 
die  man  unter  die  Formeln  ,,VereinigteStaatenvonEuropa 
und  ,,V  ereinigteStaatenvonWesteuropa"  bringen  kann. 
Die  Träger  dieser  Gedanken  sind  Graf  Schwerin-Löwitz,  ein 
Führer  der  deutschen  konservativen  Landwirtschaft,  und  Gerhard 
Hildebrand. 

Graf  Schwerin-Löwitz  begründete  1903  auf  dem  inter- 
nationalen landwirtschaftlichen  Kongreß  in  Rom  den  Antrag  auf  eine 
Zollunion  der  europäischen  Staaten  folgendermaßen: 

I.  In  Erwägung,  daß  a)  die  Verschiedenheit  der  Produktions- 
bedingungen, die  durch  die  Schutzzölle  ihren  Ausgleich  finden  soll,  bei 
den  europäischen  —  namentlich  den  mitteleuropäischen  —  Staaten 
untereinander  wesentlich  geringer  ist,  als  zwischen  ihnen  und  den  außer- 
europäischen Staaten,  b)  die  ungleiche  Konkurrenz  der  außereuropäischen 


1)  Vgl.  „Dokumente  des  Fortschritts",  1912. 

2)  Vgl,  Verhandlungen,  der  Konferenzen  der  mitteleuropäischen  Wir tschafts vereine. 
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Provenienzen  auf  den  europäischen  Märkten  sich  namentlich  durch  ver- 
bilhgte  Frachtkosten  fortgesetzt  verschärft,  c)  die  außereuropäischen 
Staaten,  insbesondere  Amerika  und  England  mit  seinen  Kolonien,  in 
der  richtigen  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Überlegenheit  großer  Wirt- 
schaftsgebiete, immer  mehr  auf  einen  Zusammenschiaß  dieser  großen 
Wirtschaftsgebiete  hindrängen,  erscheint  ein  engerer  wirtschaftlicher 
Zusammenschluß  der  Staaten  des  kontinentalen  Europas  immer  drin- 
gender geboten. 

2.  Die  bisher  auf  die  Bildung  einer  europäischen  Zollunion  ge- 
richteten Bestrebungen  sind  vornehmlich  aus  folgenden  Gründen  er- 
folglos geblieben :  a)  Keine  der  europäischen  Regierungen  bekundet  bisher 
die  Neigung,  ihr  freies  Selbstbestimmungsrecht  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  zugunsten  einer  solchen  Union  dauernd  aufzugeben,  b)  Es  würde 
sehr  schwer  sein,  sich  über  einen  gemeinsamen  Zolltarif,  der  für  alle  der 
Union  angehörenden  Länder  paßt,  zu  einigen,  denn  das  Zollschutz- 
bedürfnis dieser  Länder  ist  keineswegs  vollkommen  gleich,  c)  Es  würde 
noch  viel  schwerer  sein,  sich  über  die  an  der  gemeinsamen  Zollgrenze 
erhobenen  Zollbeträge  und  deren  Verteilung  auf  die  einzelnen  der  Union 
angehörenden  Staaten  zu  einigen,  d)  Eine  gemeinsame  Zollgrenze  würde 
auch  eine  gemeinsame  Zollverwaltung  voraussetzen,  die  schwer  durch- 
führbar sein  würde,  e)  Eine  Zollunion  verlangt  nach  Vorstehendem 
•einen  gewissen  politischen  Zusammenschluß  oder  wenigstens  eine  Har- 
monie der  großen  politischen  Interessen,  wie  sie  bei  den  europäischen 
Staaten  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erv/ arten  ist. 

3.  Wegen  dieser  nahezu  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  ist  von 
der  an  sich  sehr  wünschenswerten  und  auch  von  den  früheren  internatio- 
nalen landwirtschaftlichen  Kongressen  befürworteten  Bildung  einer  euro- 
päischen Zollunion  zunächst  Abstand  zu  nehmen. 

4.  Dagegen  empfiehlt  es  sich  um  so  dringender,  bei  dem  Abschlüsse 
neuer  Handelsverträge  der  europäischen  Staaten  in  diese  Verträge  die 
Bestimmung  aufzunehmen,  daß  bei  der  Einfuhr  von  Waren,  deren  Er- 
zeugung in  Europa  vom  Importeur  nachgewiesen  ist,  besondere  Zoll- 
ermäßigungen zu  gewähren  sind,  die  bei  der  Einfuhr  außereuropäischen 
Provenienzen  nicht  gewährt  werden  dürfen,  und  daß  diese  Vergünstigung 
so  lange  zu  gewähren  ist,  als  von  jedem  der  vertragschließenden  Staaten 
bei  der  Einfuhr  solcher  Waren  Zölle  mindestens  in  Höhe  der  Ermäßigung 
erhoben  werden  (weil  ohne  die  Erhebung  eines  solchen  Zolles  in  den  Durch- 
fuhrländern den  außereuropäischen  Provenienzen  doch  indirekt  die 
gedachten  Zollermäßigungen  zugute  kommen  würden). 
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5-  Mit  einer  solchen  Bestimmung  in  den  europäischen  Handels- 
verträgen läßt  sich  der  wirtschaftliche  Zweck  einer  europäischen  Zoll- 
union —  d.  h.  die  gegenseitige  Begünstigung  europäischer  Provenienzen 
gegenüber  außereuropäischen  —  vollkommen  erreichen.  Es  werden  dabei 
aber  die  erwähnten  Schwierigkeiten  vermieden,  die  zur  Zeit  einer  eigent- 
lichen Zollunion  noch  entgegenstehen.  Und  doch  wird  damit  zugleich 
der  für  später  im  Auge  zu  behaltenden  Bildung  einer  solchen  Union  am 
wirksamsten  vorgearbeitet  werden. 

Der  Sinn  dieses  Antrages  ist  somit  der :  das  Vereinigte  Europa  sollte 
der  nicht  europäischen  Welt  gegenüber  eine  Kampfstellung  einnehmen, 
indem  die  europäischen  Staaten  ihre  ungünstige  landwirtschaftliche 
Position  gegenüber  den  nichteuropäischen  Staaten  durch  zollpolitische 
Maßregeln  gemeinsam  auszugleichen  suchen.  Mit  anderen  Worten,  das, 
was  jetzt  die  europäischen  Staaten  autonom  mit  ihrer  Zollpolitik  er- 
reichen, sollte  in  der  Zukunft  durch  einen  gemeinsamen  Zollpakt  durch- 
gesetzt werden.  Die  europäische  Handelsvertragspolitik  sollte  somit  nach 
diesem  Vorschlag  unter  den  einzigen  Gesichtswinkel  der  Landwirtschaft 
gestellt  werden. 

Während  Graf  Schwerin-Löwitz  die  Idee  einer  ge- 
samteuropäischen Zollkonvention  vertrat,  will  Hilde- 
brand eine  Zollunion  der  westeuropäischen  Industriestaaten  entstehen 
sehen.  Die  ,, Vereinigten  Staaten  von  Westeuropa"  hätten  folgendes 
Doppelziel:  Die  westeuropäischen  Industriestaaten  sollten  zunächst  das 
Tempo  der  Industrialisierung  ihrer  Länder  und  der  damit  zusammen- 
hängenden starken  Kapitalbildung  verlangsamen;  um  dies  zu  erreichen, 
müßten  die  inneren  Zollgrenzen  der  westeuropäischen  Staaten,  die  zur 
Industrialisierung  der  einzelnen  Staaten  verholten  und  den  Industrialis- 
mus  großgezogen  haben,  fallen.  Dadurch  würde  das  Aufkommen  neuer 
Industrien  und  monopolistischer  Produzentenneubildungen  verhindert, 
und  für  die  bestehenden  Industrien  ein  erweiterter  innerer  Markt  ge- 
sichert werden.  Die  weitere  Überindustrialisierung  der  westeuropäischen 
Staaten  wäre  damit  verhütet.  Das  zweite  Ziel  der  westeuro- 
päischen Zollunion  wäre  ein  aggressiveres :  die  Zollunion  sollte 
die  Agrarstaaten  in  ihrem  Industrialisierungsprozeß  und  in  ihrem  Streben 
nach  Selbständigkeit  aufhalten.  Indirekt  würde  damit  eine  Verbreitung 
der  Bauerngrundlage  der  westeuropäischen  Industriestaaten  erreicht. 
Die  westeuropäische  Zollunion  müßte  ihren  gesamten  ,, industriellen 
Willen"  der  Bauernwelt  gegenüberstellen;  vor  allem  hätte  sie  die  Handels- 
verträge mit  den  Bauernländern  zu  schließen.    Die  westeuropäischen 


1 
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Industriestaaten,  meint  Hildebrand,  sollten,  über  die  trennenden 
Schranken  der  Nationalität,  der  Klassengegensätze  und  des  konfessio- 
nellen Unterschiedes  hinweg,  sich  brüderlich  die  Hand  reichen 

Auf  eine  Analyse  und  Kritik  der  Ideen  des  Grafen  Schwerin- 
L  ö  w  i  t  z  und  Hildebrands  können  wir  hier  nicht  eingehen. 
Beides  wird  sich  ergeben,  wenn  wir  im  folgenden  die  Zollunionsbestre- 
bungen, die  uns  in  der  imperialistischen  Periode  begegnet  sind,  der  von 
uns  bestimmten  imperialistischen  Hauptlinie  gegenüberstellen. 

E.  Gegenüberstellung. 

Der  einzige  Punkt,  in  dem  sich  die  Zollunionsströmungen  und  die 
Hauptlinie  des  Imperialismus  berührten,  war  die  Tendenz  zur  Expansion. 
Sobald  aber  die  Richtung  dieser  Ausdehnung  in  Frage  kam,  mußte  die 
Trennung  eintreten.  Die  Zollunionsanhänger  wollten  die  Ausdehnung 
auf  gewisse  Punkte  beschränken  und  konzentrieren,  während  die  im- 
perialistische Haupttendenz  entweder  auf  die  ganze  Welt  ausging  (Welt- 
wirtschaft) oder,  wenn  sie  schon  eine  bestimmte  Richtung  einschlug,  es 
nach  denjenigen  Ländern  hin  tat,  die  ,, keine  eigene  Wirtschaftspolitik 
trieben.  Daher  wurden  von  der  imperialistischen  Hauptlinie  die  Greater- 
Britain-Bewegung,  der  Panamerikanismus,  der  Panslavismus,  wie  wir 
gesehen  haben,  als  Hindernis  betrachtet.  Die  imperialistische  Haupt- 
Hnie  wandte  sich  den  Kolonial-,  oder  allgemeiner  gesprochen:  den  Agrar- 
ländern zu,  Ländern  mit  schwachem  nationalem  und  wirtschaftlichem 
Selbständigkeitswillen ;  die  ZoUunionsnebenströmungen  hingegen  wandten 
sich  mit  ihren  Vorschlägen  an  Länder,  die  schon  einen  wirtschaftlichen 
Eigenwillen  hatten  und  ihre  Bewegungsfreiheit  in  der  Handels-  und 
Finanzpolitik  unter  allen  Umständen  bewahren  wollten.  Dabei  stellten 
die  ZoUunionisten  diese  ihre  Ansprüche  zu  einer  Zeit,  wo  durch  die 
höchste  Kooperation  von  Wirtschaft  und  Politik  jede  Schwächung  einer 
dieser  Komponenten  als  sehr  nachteilig  betrachtet  wurde. 

Ein  weiterer  Gegensatz  ist  ferner,  daß  die  imperialistische  Haupt- 
linie sozusagen  mit  qualitativen  Größen  arbeitete,  die  Zollunions- 
strömungen mit  quantitativen:  die  ZoUunionisten  setzten  an  die  Spitze 
ihrer  Argumentation  das  Gesetz  der  Autarkie  und  besonders  das  Gesetz 
der  großen  Zahl  der  Einwohner  und  der  Quadratkilometer,  und  kamen 


1)  Hildebrand-Gerhard:  „Die  Erschütterung  der  Industrieherrschaft  und  des  In- 
dustriesozialismus", Jena  1910. 
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dann  zur  Forderung  der  Vergrößerung  der  Wirtschaftsgebiete  durch  diese 
zwei  Größen;  die  imperiahstische  Haupthnie  hingegen  richtete  ihre  Ar- 
gumentation —  oder  besser  gesagt :  ihre  Handlungen  —  nach  den  Ge- 
sichtspunkten der  QuaHtät  auch  dann,  wenn  sie  die  beiden  Gesetze  der 
Autarkie  und  des  größeren  Wirtschaftsgebietes  akzeptierte. 

Ein  großer  Gegensatz  endhch  besteht  in  der  Wahl  der  Mittel.  Die 
imperialistische  Hauptlinie  arbeitete  mit  Protektionismus  und  Mono- 
polen im  eigenen  Lande,  mit  Machtmitteln  ökonomischer  (Kapital)  und 
politischer  Natur  im  Auslande;  in  dem  Bewußtsein,  daß  die  internatio- 
nalen Gegensätze  in  der  Politik  und  Ökonomie  groß  sind,  vereinigte  die 
Hauptlinie  Wirtschaft  und  Politik  zur  größten  Kraftanstrengung;  ja, 
sie  nahm  noch  Momente,  die  außerhalb  von  Ökonomie  und  Politik  lagen, 
hinzu,  um  damit  ihie  Stoßkraft  zu  intensivieren,  —  woraus  z.  B.  auch 
die  größere  Energie  der  reinen  Nationalstaaten  in  der  Verfolgung  der 
wirtschaftlichen  Ziele  unserer  Epoche  erklärlich  ist.  Die  Zollunions- 
bestrebungen hingegen  trennten  je  nach  den  Umständen  die  Ökonomie 
von  der  Politik  oder  die  Politik  von  der  Ökonomie,  was  natürlich  vom 
Standpunkt  der  herrschenden  wirtschaftspolitischen  Ideen  und  Tat- 
sachen absolut  nicht  anging;  ferner  benutzten  die  Zollunionisten,  statt 
der  ökonomischen  und  politischen  Machtmittel,  die  Mittel  der  Konfe- 
renzen und  der  Überredungskunst,  welche  aber  schon  zur  Zeit  C  o  b  d  e  n  s. 
unwirksam  waren. 

Allgemein  darf  der  Gegensatz  zwischen  der  Hauptlinie  des  Imperia- 
lismus und  den  Zollunionsnebenströmungen  der  imperialistisch-handels- 
politischen Periode,  wie  sie  sich  praktisch  gestaltet  haben,  wie  folgt  zu- 
sammengefaßt werden:  Dort  Weltwirtschaft  und  Weltpolitik,  — ■  hier 
Isolierung  und  Beschränkung  auf  geographisch  bestimmte  Gebiete. 
Dort  das  weite,  prächtig  bunte  Bild  der  Welt,  —  hier  der  Versuch,  dieses 
Bild  mit  den  blasseren  Bildern  ,,Greater-Britains",  des  „autarken"' 
Rußland,  ,,Panamerikas"  und    Mitteleuropas"  zu  überschatten. 

Kein  Wunder,  daß  dieser  Versuch  mißlang. 


Vita 


Ich,  Juda  Pentmann  von  Omsk,  wurde  am  14.  Februar  1884  ge- 
boren als  Sohn  des  Großkaufmanns  Salomon  Pentmann  und  dessen 
Ehegattin  Ljubow,  Ich  genoß  bis  zum  18.  Lebensjahre  einen  Haus- 
unterricht im  Rahmen  der  Mittelschule,  wurde  dann  von  meinen 
Eltern  für  ihr  Geschäft  bestimmt. 

1904  war  ich  meinen  Eltern  nach  Basel  gefolgt,  wohin  sie  1903 
ihren  Wohnsitz  verlegt  hatten.  1905  und  1907  bin  ich  in  meiner 
Heimat  meinen  Militärpflichten  nachgekommen. 

1911  begann  ich  mich  unter  der  Leitung  einiger  Basler  Real- 
und  Gymnasiallehrer  für  die  Maturität  vorzubereiten,  bestand  im 
Frühjahr  1913  in  Zürich  die  Maturitätsprüfung,  und  ließ  mich  darauf 
an  der  Universität  Basel  immatrikulieren.  Ich  widmete  mich  dem 
Studium  der  Jurisprudenz  und  der  Nationalökonomie,  hörte  Vor- 
lesungen bei  den  Herren  Professoren  Baechtold,  Bauer, 
Baumgartner,  Eger,  Heusler,  Joel,  Landmann, 
Michels,  Planitz,  Ruck,  Schoetensack,  Speiser, 
W  i  e  1  a  n  d  und  beteiligte  mich  an  den  volkswirtschaftlichen  Übungen 
der  von  den  Herren  Professoren  Bauer,  Landmann  und  Michels 
geleiteten  Seminare. 

Meine  Dissertation  entstand  unter  der  Leitung  des  Herrn  Professor 
Landmann,  dem  ich  an  dieser  Stelle  den  tiefsten  Dank  aus- 
spreche. 
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